
10 Gründe, warum wir den Tag
Merz  zum  Desastar  machen
müssen!
Von Lia Malinowski, März 2025 – 9 Minuten Lesezeit

Friedrich Merz wird Kanzler – so viel steht nach der Bundestagswahl letzten
Monat fest. Die Union ist mit fast 30% der Stimmen stärkste Kraft. Dahinter
kommt die AfD mit über 20% und die SPD mit 16%. Die CDU kann also mit
AfD und SPD koalieren, aktuell laufen schon Koalitionsgespräche zwischen
SPD und CDU. Zwar ist es nicht unmöglich, aber unwahrscheinlich, dass die
CDU  mit  der  AfD  koal ieren  wird,  denn  Gewerkschaften  und
Unternehmerverbände  wünschen  sich  beide  eine  kleine  GroKo  (Große
Koalition, SPD und CDU). Die Frage, die sich nun stellt: Was will Merz und
was will die zukünftige Kleine Koalition?

1. Merz will Reiche beschenken

Wenig überraschend will die Union die Unternehmenssteuer senken und den
Solidaritätszuschlag  streichen.  In  Zeiten  von  Haushaltskrisen,
Reallohnverlusten  und  Massenentlassungen  werden  Unternehmen  und
Reiche entlastet und sollen für die Krise ihres Systems nichts zahlen. Dafür
aber wir Arbeiter:innen und Jugendliche um so mehr.

2. Merz will das Bürgergeld abschaffen

Das Bürgergeld, welches gerademal das Existenzminimum sicherstellt, soll
abgeschafft  werden.  Stattdessen  soll  eine  „Grundsicherung  für
Arbeitsuchende“ ins Leben gerufen werden, die auf dem Prinzip „Fördern
und  Fordern“  beruhen  soll.  Das  geht  einher  mit  einer  härteren
Sanktionspolitik.  So  soll  beispielsweise  die  Ablehnung  von  „zumutbarer
Arbeit“  zu  vollständigem  Streichen  der  Leistungen  führen.  Zumutbar
bedeutet in dem Kontext aber, dass du für Mindestlohn mehrere Stunden
Hin- und Rückweg in Kauf nehmen musst. Wer also nicht nach 10 Stunden
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Arbeit  2  Stunden  nach  Hause  fahren  will,  um  danach  noch  Haus-  und
Carearbeit  sowie  genügend  Schlaf  hinbekommen  zu  müssen,  für  einen
Hungerlohn von gerademal  120€ Brutto,  soll  kein  Geld  mehr  vom Staat
bekommen und ist so komplett auf sich selbst gestellt. Der regelrechte Krieg
gegen Arbeitslose erscheint im Kontext der knapp 640.000 Stellen auf fast
3.000.000 Arbeitssuchende völlig absurd. Aber er hat einen Sinn: Ablenken,
Spalten und gefügig machen. Denn mit dieser Aussicht bei Jobverlust, sollen
die  Arbeitenden  immer  schlechtere  Arbeitsbedingungen  und  schlechtere
Löhne akzeptieren ohne sich dagegen zu wehren.

3. Merz will die Abschaffung vom 8-Stunden-Tag

Die  Union  und  die  SPD sind  sich  einig,  der  vor  100  Jahren  durch  die
Arbeiter:innenbewegung erkämpfte 8-Stunden Tag soll abgeschafft werden.
Stattdessen soll  eine  „Wochenhöchstarbeitszeit“  eingeführt  werden –  wie
hoch die sein soll wird nicht gesagt. Aktuell darf man nicht länger als 8
Stunden, höchstens 10 Stunden am Tag arbeiten. Nur in Außnahmefällen
(Feuerwehr, Rettungsdienst etc.) darf diese Grenze überschritten werden.
Das  wollen  die  sogenannten  Sozialdemokraten  auf  Wunsch  von  Merz
abschaffen.  Spätestens  an  diesem  Punkt  müssten  die  Gewerkschaften,
anstatt  sich für diese auszusprechen,  den erbitterten Kampf gegen diese
Regierung und ihre Politik führen!

4. Merz will rassistische Abschottung

Die rassistische Migrationspolitik soll noch rassistischer werden. Bisher war
das offizielle Ziel die Migrationssteuerung – jetzt soll das Ziel zusätzlich die
Begrenzung von Migration werden! SPD und Union sind sich einig,  dass
Zurückweisungen an den Außengrenzen vermehrt stattfinden sollen und den
Familiennachzug wollen sie ebenfalls aussetzen. Wer vor Kriegen flüchtet
soll wenn es nach der CDU geht keine Möglichkeit mehr haben, einfach nach
Deutschland zu kommen. Außerdem will er für Geflüchtete Unterstützung
nach dem Grundsatz „Bett, Brot und Seife“ – nur das Nötigste, um keine
Leichen  in  Deutschland  zu  erzeugen.  Die  so  erzeugten  schrecklichen
Lebensbedingungen,  werden niemanden helfen –  dass als  Lösung für die
Krise  dazustellen,  ist  die  ekelhafteste  Form  von  Ablenkungspolitik,  die



niemandem nützt, außer den Reichen und Konzernen!

5. Merz will Abschieben, Abschieben, Abschieben…

Darin  reiht  sich  der  nächste  Punkt  direkt  ein  –  Merz  will  eine
„Rückführungsoffensive“ oder wie Olaf Scholz es gesagt hätte „im großen
Stil  abschieben“.  Es  soll  der  verpflichtende  Rechtsbeistand  vor  einer
Abschiebung abgeschafft werden, wer also kein Geld für einen Anwalt hat,
kann  einfacher  abgeschoben  werden.  Außerdem  sol len  die
Abschiebehaftkapazitäten ausgebaut werden, also mehr Abschiebeknäste, in
denen die Menschen fast völlig entrechtet werden und nicht ohne Grund bei
vielen  massive  psychische  Probleme  und  Traumata  entstehen.  Die
Kapazitäten sollen aber nicht nur ausgebaut werden, natürlich will Merz mit
der  SPD  zusammen  auch  generell  mehr  Abschiebehäftlinge  haben.  Die
Bundespolizei  bekommt  mehr  Befugnisse  und  mehr  Menschen  sollen  in
Abschiebehaft  genommen  werden  können.  Außerdem  soll  die  Liste  von
„sicheren  Herkunftsländern“  erweitert  werden,  unter  Anderem  um
Afghanistan  und  Syrien.

6. Merz will die Staatsbürger:innenschaft aberkennen

Besonders wenn es um Palästinasolidarität geht wurde das schon mehrfach
diskutiert – jetzt wollen Merz und die SPD die Staatsbürger:innenschaft an
die  politische  Gesinnung  knüpfen.  Was  angeblich  nur  „Extremisten,
Terroristen  und  Antisemiten“  drohen  soll,  kann  faktisch  alle  treffen,  die
gegen den Genozid in Palästina kämpfen. Die Staatsbürger:innenschaft kann
aberkannt  werden,  wenn  jemand  eine  weitere  hat.  Das  wirkt  besonders
makaber  mit  dem  Hintergrund  der  Geschichte  Deutschlands,  mit  den
tausenden Rechtsextremen die Migrant:innen, Jüd:innen, Linke und Queere
Menschen angreifen und einem Hubert Aiwanger, der per Du mit Söder ist.
Es  geht  mal  wieder  nicht  um  Antisemitismus,  sondern  um  die
Kriminalisierung  von  Migrant:innen!

7. Merz will 500 Milliarden für Krieg

Merz steht für massive Aufrüstung. Am Dienstag den 18. März wurde ein
neues  Sondervermögen  für  die  Bundeswehr  aufgesetzt  –  durchgedrückt



durch den alten Bundestag statt mit den neuen Mehrheiten. 500 Milliarden
(eine Zahl mit 11 Nullen!!) gehen in die Kriegsproduktion, während Merz und
Co. an allen anderen Stellen sparen wollen. Die Summe, die ausschließlich
dem  Krieg  dient,  ist  sogar  50  Milliarden  Euro  höher  als  der  gesamte
Bundeshaushalt der BRD im Jahr! Angesichts der Wirtschaftskrise und dem
neu entbrandenden Kampf um die Neuaufteilung der Welt  sieht sich der
deutsche Imperialismus gezwungen, sich selbst Kriegstüchtig zu machen, um
doch noch ein Wort bei dem imperialistischen Spiel mitreden zu können.
Dabei haben wir als Jugend jedoch nichts zu gewinnen.

8. Merz will Unendliche Aufrüstung

Weil das 100 Mrd Sondervermögen und das neue 500 Mrd Sondervermögen
ja nicht ausreichen,  soll  die Rüstung außerdem von der Schuldenbremse
befreit werden. 1% des BIP in die Rüstung werden noch im Rahmen der
Schuldenbremse gerechnet, alles darüber hinaus darf einfach so ausgegeben
werden. Dadurch soll das Ziel von 2% – 3% des BIP für den Krieg langfristig
möglich gemacht werden, ohne die Wirtschaft dabei völlig lahmzulegen. Wo
sonst immer das Argument kommt, man wolle der Jugend nicht die ganzen
Schulden aufbürden, ist jetzt die Vaterlandsverteidigung gegen den „bösen
Russen“ wichtiger – allerdings auch nur da, für alles andere (besonders für
uns als Jugend!) bleibt weiterhin kein Geld.

9. Merz will Waffenlieferungen für Krieg und Genozid

„Wir  unterstützen  die  Ukraine  mit  diplomatischen,  finanziellen  und
humanitären Mitteln sowie mit Waffenlieferungen. Sie verteidigt auch unsere
Freiheit. Israel stehen wir bei seinem legitimen Kampf gegen den Terror zur
Seite.“ – zu den Worten des Wahlprogramms muss nicht viel gesagt werden.
Wenig überraschend soll das imperialistische Interesse Deutschlands und des
Westens  in  der  Ukraine  weiterhin  durchgesetzt  werden  und  auch  der
Genozid  gegen  die  Palästinenser:innen  soll  weiter  befeuert  werden.  Wir
müssen  uns  gegen  ihre  imperialistische  Politik  wehren  –  dass  unsere
Klassengeschwister durch deutsche Waffen sterben, kann nicht in unserem
Interesse sein.



10. Merz will Selbstbestimmung abschaffen

Merz will das Selbstbestimmungsgesetz wieder abschaffen, wenige Montate
nachdem es in Kraft  getreten ist  und nicht im Ansatz ausreicht.  Er lobt
Trump dafür, in den USA trans Menschen zu kriminalisieren. Der Typ, der
der Meinung ist, es gäbe innerhalb der Ehe keine Vergewaltigung, unterstellt
jetzt, dass das Selbstbestimmungsgesetz missbraucht wird, um Frauen zu
belästigen  –  und  vergisst  dabei,  dass  trans  Menschen  besonders  häufig
Belästigung und sexuellen Übergriffen ausgesetzt sind. Dass es ihm dabei
null  um  die  Rechte  von  Frauen  geht,  zeigt  sich  auch  daran,  dass  er
Abtreibungen weiterhin als Straftatbestand beibehalten will und dass er die
„traditionelle“ Familie stärken will – also jene Einheit der Gesellschaft, die
für die Unterdrückung der Frau verantwortlich ist!

All diese Punkte ergeben natürlich aus der Sicht eines Merz Sinn, sind sie
alle doch für den Kapitalismus in seiner aktuellen Krisenperiode notwendig,
um die Ausbeutung und Reproduktion der Arbeitskraft weiterhin am Laufen
zu halten und somit den deutschen Imperialismus zu stärken. Dabei sind
diese  10  Punkte  nur  ein  kleiner  Ausschnitt  seiner  durch  und  durch
reaktionären Politik,  die  uns  zu  erwarten  hat,  wenn wir  nichts  dagegen
unternehmen! Deswegen sagen wir:

Wir brauchen einen Schulstreik gegen Merz!

Für  uns  als  Jugend  ist  der  Schulstreik  das  stärkste  Mittel,  um unserer
Stimme kraft zu verleihen und Druck hinter unsere Forderungen zu stecken.
Deshalb ist die notwendige Antwort auf eine Merz-Regierung ein Schulstreik
an dem Tag, an dem Merz Kanzler wird! Um das zu erreichen, müssen wir an
unseren Schulen Aktionskomitees aufbauen und unsere Mitschüler:innen zu
dem Streik zu mobilisieren. Wir rufen dabei die Linksjugend und alle anderen
Kräfte  welche  sich  gegen  die  neue  Rechtsregierung  stellen  wollen  auf,
gemeinsam diesen Streik mit uns vorzubereiten!

Weil ein Schulstreik alleine aber nur eine begrenzte Wirkung hat, müssen wir
die Gewerkschaften des DGB und Linkspartei auffordern, mit uns zu kämpfen
– und eine Bewegung aus Massenaktionen und politischen Streik gegen die



Angriffe von Merz Regierung zu organisieren! Hier hat die Linksjugend die
Aufgabe, diese Auseinandersetzung mit ihrer Mutterpartei zu führen und den
versprochenen Kampf gegen Rechtsruck und Krise aktiv einzufordern.

In diesem Kampf müssen wir als Revolutionär:innen für einen Bruch mit dem
reformistischen Bewusstsein unserer Klasse kämpfen – dass die SPD nahezu
alle 10 Punkte mittragen will und die Linkspartei keine gescheite Antwort hat
wie der Widerstand gegen Merz, Rechtsruck und Krise organisiert werden
kann,  beweist  wie  dringend  notwendig  das  ist!  Nur  ein  revolutionäres
Programm wird unsere Interessen wirklich durchsetzen können.
Für  eine  Einheitsfront  aus  Schulstreiks,  Massenaktionen  und
politischen Streiks  gegen Merz,  den Rechtsruck und den sozialen
Kahlschlag!

Einer Bewegung gegen Rechtsruck, Krise und Merz schlagen wir folgende
Forderungen vor:

Alle Abschiebungen stoppen! Offene Grenzen und volle Staatsbürger:innenrechte
für alle, dort wo sie grade leben!
Kampf allen Angriffen auf Arbeits- oder Streikrecht! Statt der Abschaffung des 8-
Stunden Tags braucht es eine gleitende Arbeitszeitskala, um die Arbeitszeit zu
verkürzen und Arbeit zu verteilen, sowie Offenlegung aller Geschäftsunterlagen!
Kein Cent dem Militarismus! Stopp aller Waffenlieferungen an Ukraine und Israel,
500  Milliarden  für  Schulen,  Jugendclubs  und  Gesundheit  –  finanziert  durch
Besteuerung der Reichen und kontrolliert durch Ausschüsse der Arbeiter:innen,
der Jugend und der Gewerkschaften!
Selbstbestimmung  ausbauen  statt  bekämpfen!  Einfacher  und  unbürokratischer
Zugang zu Namensänderung, Hormonen und Abtreibungen! Abschaffung des §218!
Vergesellschaftung der Hausarbeit statt Stärkung der patriarchalen, traditionellen
Familie!



Die ersten 100 Tage der neuen
Regierung: Top oder Flop?
Von Jonathan Frühling

Seit einigen Monaten haben wir eine neue Regierung. Es sitzt wieder eine
Person von der SPD im Kanzleramt und auch die Grünen sind zurück. Die
Merkel-Ära ist endlich vorbei. Doch gibt es wirklich einen Grund zum Feiern?
Den  Koalitionsvertrag  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle  ausführlich
a n a l y s i e r t
(http://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/).
Wir haben uns für euch angeschaut, was die Regierung in den ersten 100
Tagen seit ihrer Amtseinführung Anfang Dezember alles gemacht (bzw. nicht
gemacht) hat.

Nochmal eine kleine Zusammenfassung: Die neue Regierung bildet sich aus
einer  Koalition  aus  SPD,  Grünen  und  FDP  (nach  ihren  Farben
„Ampelkoalition“ genannt). Die SPD besetzt das Kanzleramt, sowie u.a. die
wichtigen Ministerien für Inneres, Arbeit, Verteidigung und Gesundheit. Die
Grünen bekommen u.a. das Außen- und das Wirtschaftsministerium, die FDP
u.a. das Finanz- und das Verkehrsministerium. Alleine das Vorhandensein der
neoliberalen FDP an wichtigen Schaltstellen der Regierung und die Tatsache,
dass die SPD in den letzten 23 Jahren 19 Jahre an der Regierung war, sollte
das Gerede vom Aufbruch oder dem frischen Wind lächerlich machen.

Welche Fortschritte wurden erzielt?

Fangen wir mit den augenscheinlich guten Dingen an, die die Regierung
beschlossen hat. Lang ist die Liste sowieso nicht. Der Mindestlohn wird ab
Oktober auf 12 € angehoben und die Lohngrenze für steuerfreie Minijobs von
450  €  auf  520  €  angehoben.  Die  Inflat ion  wird  diese  kleinen
Errungenschaften jedoch leider bald wieder zur Nichte machen und leider
führt  die  höhere  Lohngrenze  bei  Minijobs  eher  zu  Vorteilen  für
Unternehmer_Innen: Denn diese müssen jetzt faktisch noch weniger Geld in
die Renten- und Sozialkassen einzahlen, was zuletzt das Risiko für (Alters-
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)Armut bei Arbeiter_Innen verschärft. Außerdem würde eine wirklich soziale
Arbeitspolitik diese Art der Minijobs begrenzen, statt diese weiter attraktiv
zu machen.

Das „Entlastungspaket“ soll höhere Energiepreise teilweise ausgleichen. Es
beinhaltet  eine  höhere  Pendlerpauschale  (die  FDP  lässt  grüßen),  eine
Einmalzahlung von 135 € für Wohngeldempfänger_Innen und den Wegfall
der  EEG-Umlagen  (Endverbraucher_Innen  zahlen  hier  für  die  Förderung
nachhaltiger  Energien).  Dies  als  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein  zu
beschreiben,  wäre  sogar  noch  übertrieben.  Die  Energiepreise  steigen
weiterhin massiv, was gerade Menschen geringeren Einkommens zu spüren
bekommen.

Und was ist mit Corona?

Vernünftig  klingende  Forderungen,  wie  die  Legalisierung  von  Cannabis
wurden bisher nicht angepackt. Grund dafür: Man wolle sich zunächst um die
Corona-Krise kümmern. Wer allerdings glaubt, dass endlich der privatisierte
und  kaputtgesparte  Gesundheitssektor  in  Ordnung  gebracht  wird,  wird
enttäuscht.  Die  Regierung setzt  einfach nur  den Kurs  der  schwarz-roten
Koalition fort.  Das bedeutet  eine Herdenimmunität  durch Impfungen und
Infektionen. 200 Tote pro Tag im Wochendurchschnitt sind schon längst nicht
mehr der Rede wert. Eine Impfpflicht, die vielleicht nicht das beste Mittel ist,
aber  doch viele  Leben retten kann,  wird wohl  nicht  mehr verabschiedet
werden. Zwar gibt es noch eine Maskenpflicht und die Pflicht, getestet zu
sein, z.B. in Restaurants oder Kinos, doch auch diese Maßnahmen sollen
noch  im  März  fallen.  Die  Schließungen  von  Schulen  oder  Betrieben
(Freizeitenrichtungen  teilweise  ausgenommen)  sind  mittlerweile  ein
politisches No-Go. Die Regierung gibt vor den Verschwörungsspinner_Innen
auf der Straße und den Bossen des Kapitals klein bei.

Die Kriegsampel

Spätestens seit dem Einmarsch Russlands in die Ukraine steht die Ampel in
Deutschland  auf  Krieg.  Der  bisher  prägendste  Schritt  der  Regierung  ist
nämlich die forcierte Aufrüstung. Deutschland soll einmalig zusätzlich 100



Mrd. € (!) für Rüstungsprojekte ausgeben und dann die Militärausgaben auf
jährlich  2  %  des  BIP  erhöhen.  Das  bedeutet  eine  Steigerung  der
Rüstungsausgaben um über  30 % und erhöht  den Militäretat  auf  knapp
70  Mrd.  €.  Diese  unglaubliche  Zahl  wir  nur  von  den  USA  und  China
übertroffen und liegt auch weit über den Rüstungsausgaben Russlands (55
Mrd.  €).  Übrigens  wurden  auch  schon  Waffen  in  die  Ukraine  (ein
Kriegsgebiet)  geschickt,  was  die  Regierung  bisher  abgelehnt  hat.

Wenn  es  um  Aufrüstung  und  Krieg  geht,  macht  die  Regierung  schnell
Mill iarden  frei.  Wenn  jedoch  unsere  Schulen  marode  &  ohne
Hygienekonzepte  sind,  unsere  Großeltern  an  Altersarmut  leiden  oder
Bekannte im Krankenhaus nicht richtig behandelt werden, heißt es dagegen,
es wäre kein Geld da. An Heuchelei und Militarismus übertrifft das neue
Kabinett die alte Regierung also schon. Mit dem alten Finanzminister Scholz
als Kanzler ist das aber auch nicht verwunderlich.

Die Aufrüstung des deutschen Imperialismus auf unsere Kosten ist also in
vollem  Gange.  Kaum  erwähnt  wird  auch,  dass  die  Regierung  mit  den
Stimmen der CDU beschlossen hat, den Militäreinsatz im Irak fortzusetzen.
Gleiches gilt für die UN-Mission im Südsudan und die anti-Flüchtlingsmission
„Sea-Guardian“ im Mittelmeer. Zwar freut es, dass der Militäreinsatz in Mali
im Mai nicht verlängert werden soll,  allerdings ist  dieser genau wie der
Afghanistan-Krieg offensichtlich gescheitert und soll zudem Mittel für den
Konflikt  mit  Russland  freimachen.  Die  Stationierung  von  350  weiteren
Soldat_Innen (insgesamt dann 850) in Litauen steht auch in diesem Zeichen
und wurde sogar schon vor dem Ukrainekrieg beschlossen.

Zudem sollen weitere Aufklärungsdrohnen aus Israel angeschafft  werden.
Apropos Israel: Natürlich hat die neue Regierung auch eine bedingungslose
Unterstützung des israelischen Apartheitsstaates im Gepäck. Das machte z.B.
Scholz klar, als er Anfang März Israel besuchte. Ein Besuch der besetzen
palästinensischen  Gebiete  oder  auch  nur  lauwarme  Worte  für  den
abgestorbenen Friedensprozesses hielt er unterdessen nicht für notwendig.

Grün ist die Regierung, aber nicht ihre Politik



Unter anderem wegen den Spannungen mit Russland geht es auch in Punkto
Klimaschutz nicht voran. Die Nord Stream II Pipeline, die russisches Gas
nach Deutschland bringen soll, wird, obwohl fertiggestellt, nicht ans Netz
gehen. Stattdessen wird nun weiteres Geld aufgewendet, um Gas-Terminals
zu bauen, um z.B. US-amerikanisches Frackinggas in unsere Heizungen zu
bekommen. Auch der Ausstieg aus der Kohlverstromung 2030 ist nun offiziell
vom Tisch.  Imperialistisches  Säbelrasseln  ist  also  auch dieser  Regierung
wichtiger als unsere Umwelt.

Was fehlt?

Lang ist zudem die Liste von Vorhaben, die trotz relativ einfacher Umsetzung
bisher  nicht  angegangen  wurden.  So  z.B.  die  Einführung  des
elternunabhängigen Bafögs. Zwar hat das Kabinett endlich die Abschaffung
des archaisch wirkenden Verbots  für  Abtreibungen zu „werben“ (§219a),
beschlossen, doch das eigentliche Problem, nämlich, dass Abtreibungen laut
Gesetz verboten und nur bis zur 12 Woche straffrei sind, würde natürlich
auch  nach  der  Abschaffung  von  §219a  bestehen  bleiben.  Selbst  das
erzkonservative und von einer rechten Regierung regierte Kolumbien ist da
schon deutlich weiter (dort sind es 24 Wochen). Leider wurde auch bisher die
Istanbuler-Konvention gegen Gewalt an Frauen immer noch nicht umgesetzt.
Das würde z.B. den Bau von tausenden Frauenhausplätzen miteinschließen.

Zudem kommt Kampf gegen Kinderarmut (jedes 5. Kind in Deutschland lebt
in Armut) nicht voran. Über einen gerade in Zeiten von Inflation mickrigen
Überbrückungszuschuss von 25 € pro Monat wird derweilen heftig diskutiert.
Das lässt vermuten, dass auch die geplante „Kindergrundsicherung“ an der
Situation  nicht  viel  ändern wird.  Eine  satte  Erhöhung von Hartz-IV  und
flächendeckende  und  kostenlose  Betreuungsplätze  werden  leider  nicht
erwogen.

Widerstand ist notwendig!

Wer auch nur irgendwelche Hoffnungen in die neue Regierung hatte, sieht
sich spätestens jetzt der grausamen Realität gegenüber. Kein Aufbruch, kein
Politikwechsel  und schon gar  kein  frischer  Wind erwarten  uns.  Wie  wir



bereits gewarnt haben, bringt die neue Regierung nur eine Fortsetzung und
sogar Verschärfung der kapitalistischen und imperialistischen Politik.

Wir fordern dagegen:

Mehr Hartz IV und Sozialwohnungen!
Für  eine  Rekommunalisierung  des  Gesundheitswesens  und  eine
Abschaffung der Fallpauschalen!
Für  die  Legalisierung  aller  Drogen  &  frei  zugängliche
Aufklärungsangebote!
Mehr  Frauenhausplätze  und  eine  militante  Bewegung  gegen
Sexismus!
Offene Grenzen & Staatsbürger_Innenrechte für alle Menschen!
Keine Aufrüstung, sondern Abrüstung!
Auflösung der imperialistischen Kriegsallianz NATO! Für den Aufbau
einer proletarischen Antikriegsbewegung!
Keine Waffenexporte, wie z.B. an die Ukraine!
Blockade und Sabotage der Waffenindustrie und Kriegslogistik durch
Streiks!

[’solid] Berlin: Was tun mit dem
ersten Schritt nach links?
Lukas Resch

Ein  Beschluss  gegen  den  RGR-Koalitionsvertrag,  ein  Antizionist  im
LandessprecherInnenrat  (LSPR)  und  ein  „Nein  zur  EU  der  Banken  und
Konzerne“,  ein  klares  Bekenntnis  zum Volksentscheid „Deutsche Wohnen
und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse
hinein. Einige Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei
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lassen es  scheinen,  als  hätte  man das rote Berlin  ausgerufen.  Von ewig
gestrigen  StalinistInnen  ist  die  Rede,  öffentliche  Hetzkampagnen  gegen
eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

The way so far …
Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der
Wahl  zum  LSPR  schafften  es  die  linkeren  Basisorganisationen,  diesen
gemeinsam  mit  einigen  neuen  und  vielversprechenden  Gesichtern  zu
besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete sich ein
deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde
beschlossen:

Eine Aufforderung an die Linkspartei  Berlin,  die Koalitionsverhandlungen
abzubrechen, und an die Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit
den Grünen und der SPD zu stimmen; ein Beschluss gegen die alleinige
Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-Jugend zu
erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter
notwendig  sein  wird,  die  Jusos  als  die  Massenjugendorganisation  einer
bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  (1)  zu  gemeinsamen  Mobilisierungen
aufzufordern.  Diese Notwendigkeit  stellt  sich auch bezüglich der Grünen
Jugend, die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung
in der Umweltbewegung verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden
soll durch „die Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie
diese  erreicht werden und wie sie aussehen soll), suggeriert immerhin einen
„Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass nicht einfach für
einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern
für eine sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid]



bereits  von einem Linksrutsch sprechen lässt.  Diese Entwicklungen sind,
immerhin,  ein  frischer  Wind,  erst  recht  nach  der  zerschmetternden
Wahlniederlage  der  Linkspartei  bei  der  Bundestagswahl.

Grenzen
Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur
Diskussion über das weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch
wenn dieser noch in der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf
der ihm vorauseilt, auch entsprechende Taten mit sich bringt.

Die  Ergebnisse  der  Landesvollversammlung  sprechen  ebenfalls  eine
deutliche Sprache. Man stellt sich entschieden gegen die Ausrichtung der
Berliner Linkspartei  und erhebt den Anspruch, eine eigene, sozialistische
Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition
verloren zu haben. Von den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder
haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische
Politik und Linkspartei wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir  wollen  uns  auf  zwei  Punkte  konzentrieren:  die  Grenzen,  an  die
revolutionäre Jugendliche in  der  Linkspartei  und [’solid]  stoßen,  und die
Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die
gewisse Bewegung in der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit
gegenläufigen  Tendenz  gegenüber.  Real  sind  die  Linkspartei  und  ihr
Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im
Landesverband Nordrhein-Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der
Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender gewählt wurde, so ändert
das  noch  nicht  das  Gesamtbild.  Ramelows  Regierungspolitik  stellt  keine



Ausnahme  dar.  Für  alle  Landesregierungen  mit  LINKE-Beteiligung  gilt:
Mitgehangen, mitgefangen – mit  kapitalistischer Realpolitik.  Und das gilt
auch für Berlin.

Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren
SPD,  sondern  das  Interesse  der  Linksparteiführung  .  Sie  betreibt
reformistische Politik, die immer nur den Kompromiss mit dem Kapitalismus
sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben können.
Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen,
die gern eine andere Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten,
irgendwann stoßen, solange dieser Apparat die Partei und ihre Strukturen
kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann. Das muss
sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem
die Mutter vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead
Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid]
revolutionär umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder
aber Anpassung an den erwähnten Apparat enden. Unserer Meinung nach
sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der Konfrontation mit der
reformistischen  Mehrheit  und  dem  Apparat  um  eine  grundsätzliche
Auseinandersetzung  geht.  Letztlich  vertritt  der  Reformismus  nicht  den
Klassenstandpunkt  der  Lohnabhängigen,  sondern  ordnet  vielmehr  deren
Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene
Jugendliche in (und außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens
eine  alternative  Politik  zu  RGR sammeln.  Dazu  sollten  die  vorhandenen
Ansätze  der  letzten  Wochen  vertieft  werden.  Konkret  sollten  sich  alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die  angepeilte  Taktik,  um  die  eigene  Mutterorganisation  mittels  einer
digitalen Kampagne wieder auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von



Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist sie doch dazu verurteilt,
vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen
bis hin zu Streiks in Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es
jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine bringen solche Aktionen auch
noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden, die
für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit
denen auch andere – Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe
usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche
können sich das Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu
braucht  es  eine  Massenbewegung  und  die  Unterstützung  der
Gewerkschaf ten  und  Mieter Innenverbände ,  um  d ie
Vergesellschaftung  durch  politische  Streiks  und  Mietboykotts
durchzusetzen!
Für  eine  echte  Verkehrswende  in  Berlin  –  keine  S-Bahn-
Zerschlagung,  dafür  massive  Einschränkung des  Straßenverkehrs,
Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser ÖPNV!
Für  die  Kontrolle  über  coronabedingte  Schulöffnungen  und  -
schließungen durch demokratische Komitees der SchülerInnen und
LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer
gegen die RGR-Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist
deshalb,  dass  [’solid]  am kommenden Dienstag zu  Protesten gegen RGR
aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die
gewisse  Dynamik  in  [’solid]  (und Linkspartei)  nach links  weitergetrieben
werden  kann  oder  im  Treibsand  reformistischer  Realpolitik  ausgebremst
wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein
gewisser Linksdrall in DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird
eine andere Nummer, in der das Überwinden der defensiven Position mit



davon  abhängen  wird,  ob  sich  revolutionäre,  antikapitalistische  Kräfte
sammeln  können  und  in  [’solid],  Jusos  usw.  reinwirken  können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in
ihrem Kampf auf die LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat
schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein revolutionärer Bruch mit der Partei
sinnvoller  ist.  Früher  oder  später  wird  dieser  unserer  Meinung  nach
unausweichlich.  So  oder  so  sind  wir  für  die  Debatte  mit  Euch  offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine
umfassende Broschüre rausgebracht,  die  [’solid]  kritisch beleuchtete  und
RevolutionärInnen  im  Jugendverband  einen  Handlungsvorschlag  zur
S a m m l u n g  i h r e r  K r ä f t e  m a c h t e  …  i m m e r  n o c h
aktuell: http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pol
emik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf

Endnote
(1)  Unter  einer  bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  verstehen  wir  eine
bürgerliche  Partei,  die  sich  jedoch  über  historische  Verbindungen,  über
Gewerkschaften,  proletarische  Mitgliedschaft  und  WählerInnen  auf  die
Klasse  der  Lohnabhängigen  stützt,  mit  dieser  organisch  verbunden  ist.

Bundestagswahl:  Der  deutsche
Imperialismus  und  seine
Parteien
Von Romina Summ

Der
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Druck auf den deutschen Imperialismus wächst. Die Weltwirtschaft
steckt seit 2008 in einer kapitalistischen Krise, die nunmehr durch
die Pandemie extrem verschärft wurde. Hinzu kamen in der Ära Merkel
die Schuldenkrise, Schwäche der EU, Migrationsfrage, Kampf um die
Neuaufteilung der Welt und Umweltfrage. Diese strukturellen Probleme
sind miteinander verwoben, kombiniert und komplex aber vor allem
ungelöst. Jahrelang hat Angela Merkel mit der CDU in verschieden
Koalitionen die Krise gemanagt. Dieses Krisenmanagement ist jedoch
selbst in die Krise geraten. Die Bourgeoisie benötigt eine neue
Strategie, um die strukturellen Herausforderungen des deutschen
Imperialismus meistern zu können und um als Macht mithalten zu
können.

Die
unterschiedlichen Strategien zur Lösung der Krise des deutschen
Kapitals wird bei der kommenden Bundestagswahl eine entscheidende
Rolle spielen. Wir haben uns die Positionen der einzelnen Parteien
genauer angeschaut. Welche Vorschläge haben sie, um die Krise
abzuwenden und vor allem zu wessen Lasten gehen sie? Im Raum stehen
momentan eine Schwarz-Grüne bzw. Grün-Schwarze Koalition oder eine
Ampel-Koalition (Grüne, SPD, FDP). Eine Regierung aus Grüne, SPD
und Linke scheint unwahrscheinlich und die Grünen wenden sich davon
zunehmend ab.

Die
bürgerlichen Parteien

Die
Grünen

Die
Grünen sind momentan im Umfragehoch und wahrscheinlich führt in der
nächsten Regierung kein Weg an ihnen vorbei. Vieles spielt ihnen in
die Karten: Ein gesellschaftliches Bewusstsein zur Klimafrage und die
Krise der Union sowie der SPD, als auch die Stagnation von Linke und
FDP.



Die
Grünen bieten mit dem Green New Deal im Gegensatz zur CDU / CSU den
deutsche Kapitalist_Innen eine klare Strategie an, hinter der die
Partei geschlossen steht, wie sie überhaupt als einzige Partei einen
in sich geschlossenen Weg aus der Krise vorschlägt. Das Programm
spricht vor allem städtische Mittelschichten und liberale
Angestellte an, aber auch Jugendliche aus FFF sowie gut gestellte
Teile der Arbeiter_Innenklasse. Die Grünen wollen einen
„nachhaltigen Strukturwandel“, mit dem sie den Industriestandort
und die EU stärken wollen, sowie (mehr oder weniger) grüne
Technologien mit staatlichen Investitionen ausbauen wollen, betroffen
sind vor allem die zentralen Wirtschaftssektoren, Metall- und
Elektroindustrie. Letztlich geht es den Grünen dabei darum, die
deutsche Exportindustrie hinsichtlich der Green Technologies auf
einen Spitzenplatz in der Weltkonkurrenz zu heben und so im Wettlauf
mit China und den USA um die Neuaufteilung der Welt mitzuhalten, was
ohne die EU nicht geht. Dass ein kapitalistisches System niemals
nachhaltig sein kann, weil es dazu gezwungen ist, die Produktion
immer weiter auszuweiten, kommt bei den Ideen der Grünen natürlich
nicht vor.

Dass
bei den Grünen die wirtschaftlichen Interessen vor den sozialen
stehen, geben sie offen zu. So heißt es in ihrem Programm, dass die
Wirtschaftskraft zentral für den gesellschaftlichen Wohlstand ist.
Dabei sehen sie die tatsächliche Ursache von Jobverlust und
Wirtschaftskrisen nicht in der kapitalistischen Produktionsweise.
Dass soziale Programme bei ihnen hintenanstehen und nur durch eine
starke Wirtschaft möglich sind, betonen sie auch in ihrem
Wahlprogramm: „Wir können nicht versprechen, dass nach Corona
jedes unserer Projekte noch finanzierbar ist.“ Sie nehmen die Krise
als Vorwand, um eine grüne Transformation, welche im Sinne der
deutschen Bourgeoisie ist, durchzusetzen und auf den Rücken der
Arbeitenden und sozial Schwachen auszutragen.



Die
humanitäre und progressive Rhetorik der Grünen verschleiert, dass
sie im Interesse des deutschen Imperialismus handelt. Sie verbreiten
die Illusion, dass vom Green New Deal alle Klassen und Länder
profitieren würden, dahinter machen sie aber eine eindeutige und
verlässliche Politik für die deutsche Konzerne, solange diese
zumindest einen umweltfreundlichen Anschein haben. Dass Baerbock bei
den Verschmähungen gegen die revolutionäre 1.Mai-Demo mitgemacht
hat, ohne ein Wort über den offensichtlich beabsichtigten Angriff
der Polizei auf unser Demonstrationsrecht zu verlieren, zeigt
zweifellos, dass sie auch zu einer Law-And-Order-Politik gegen linken
Protest bereit ist. Das macht die Grünen zu einem perfekten
Koalitionspartner für die CDU, wie es in Hessen und
Baden-Württemberg auch schon jahrelang erprobt ist.

Junge
Menschen und die arbeitenden Massen können sich nicht viel von den
Grünen versprechen. Investitionen wird es für die Umsetzung der
grünen Transformation geben. Die Umwelt wird damit nicht gerettet,
noch weniger werden wir mehr Löhne oder eine bessere
Gesundheitsversorgung erwarten können. Profitieren werden die
Kapitalist_innen, die E-Autos herstellen.

CDU/CSU

Die
CDU als klassische Hauptpartei der deutschen Bourgeoisie verliert
immer mehr Stimmen. Die inkompetente Regierungspolitik der Union
bildet eine unmittelbare Ursache ihrer Wahlniederlage bei den
diesjährigen Landtagswahlen ab. In ihrer Corona-Politik stehen
Gesundheitsschutz der Allgemeinheit und Profitinteressen der
Wirtschaft einander gegenüber. Sie verbinden sich zu einem
inkonsequenten, in sich unschlüssigen Ganzen, zu Maßnahmenpaketen,
die weder den Erfordernissen der Bevölkerung nach Gesundheitsschutz
und sozialer Absicherung entsprechen noch die Rufe des Kapitals nach
Freiheit des Geschäfts voll befriedigen. Hinzu kommt noch der



Absturz durch Korruptionsaffären. In sich ist die Union mehr und
mehr gespalten, was sich auch im Kanzlerkandidatenclash zwischen
Söder und Laschet zeigte. Profitiert haben die Grünen.

Außenpolitisch
steht die CDU für eine starke EU unter deutscher Führung und den
Ausbau der Grenzagentur Frontex an den Außengrenzen der EU. Sie
unterstützen eine Starke NATO und die Partnerschaft zur USA, um so
gemeinsam gegen China gewappnet zu sein und deutsches Kapital vor der
chinesischen Übernahme zu schützen. Dass die CDU militärische
Interventionen gutheißt, haben wir in den letzten Jahrzehnten erlebt
und daran wird sich auch nichts ändern.

Letztlich
ist für die CDU die Grüne Partei deshalb die liebste Partnerin,
weil sie am ehestens das Gesamtinteresse der KapitalistInnen im Blick
haben und sie die sozialen Angriffe problemlos mittragen wird, das
aber mit der weniger angestaubte Begleitmusik einer Habeck-Rhetorik
und durchgesetzt von einer Führungsfigur Baerbock, gegen die Laschet
halt einfach lasch wirkt.

FDP

Von
der Schwäche der CDU kann die FDP bisher kaum profitieren, was wohl
an ihrer starken Klientelpolitik liegt. Die Grünen und die SPD sind
auf die neoliberale Partei angewiesen, wenn es um die Bildung der
Ampelkoalition (SPD, Grüne, FDP) gehen sollte.

Hinsichtlich
der Stellung des deutschen Kapitals in der Welt setzt die FDP auf
einen stabilen Exporthandel. Das setzt wiederum eine Souveränität
der EU voraus, damit „wichtige Bereichen wie zum Beispiel
Energieversorgung, Rohstoffimporte und digitale Technologie weniger
abhängig und verwundbar werden“, wie es im Wahlprogramm der FDP
heißt. Deutschland brauche die EU, um „einen Beitrag zur liberalen



Weltordnung zu leisten“. Auch hier wird wieder von einer
Weltordnung gesprochen, die schlichtweg die Vorherrschaft über
Halbkolonien mit Hinblick wirtschaftlicher Interessen meint. Ihre
interventionistische Politik wird offen dargelegt, wenn sie von einer
Fortsetzung des deutschen und europäischen Engagements im Nahen
Osten sprechen, von der Integration Afrikas in globale
Wirtschaftskreisläufe, vom Ausbau von Frontex oder vom Vertiefen
transatlantischer Handelsbeziehungen. Des Weiteren betonen sie die
Begrenzung von Haushaltsdefiziten, was im Rückschluss Sozialabbau
heißen wird.

Bei
der Bekämpfung des Virus setzt und setzte die FDP darauf „mit dem
Virus leben“, um ihre vehementen Forderungen nach Öffnungen der
(Mittelstands-)wirtschaft zu rechtfertigen, was heißt, den Tod
Tausender hinzunehmen. Nichts geht den Liberalen über die Freiheit
der Wirtschaft!

AfD

Die
AfD stagniert. Sie versuchte einerseits die rechte Querdenkenbewegung
abzuholen, gleichzeitig betonte sie aber auch, nicht deren
politischer Arm zu sein.

Neben
der massiven physischen Gewalt, welchen diese rassistische Partei
mitzuverantworten hat, dienen ihre rassistischen Narrative dem
imperialistischen Kampf, wie beim Krieg gegen den Terror deutlich
wurde. Die AfD spricht immer wieder von einer Rückbesinnung auf den
Nationalstaat und schürt so den Rassismus an. Gleichzeitig fordert
sie eine hohe Priorität der Außenwirtschaft. Sie fordern einen
„diskriminierungsfreien Zugang“ zu ausländischen Import- und
Exportmärkten für deutsche Unternehmen mit Zugang zu Rohstoffen und
Freiheit der Handelswege. Der Rassismus, den sie ständig
reproduzieren, dient nicht nur als Rechtfertigung für die



Abschottung des Nationalstaates, sondern auch der Legitimation von
Ausbeutung halbkolonialer Länder, auf deren Rohstoffe das deutsche
Kapital angewiesen ist. So wollen sie auch „deutsche Unternehmen
dabei unterstützen, in diese Länder zu investieren“. Die Politik
der AfD ist rechtspopulistisch und rassistisch und kann bei einer
Verschärfung der Krise einen Zuwachs für die Partei bedeuten, was
für die Arbeiter_Innenklasse und alle Unterdrückten eine weiterhin
nicht zu unterschätzende Gefahr darstellt.

Die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien

SPD

Die
SPD ist jene der beiden bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien auf dem
absteigenden Ast. Für die Krisenbewältigung setzen die
Sozialdemokrat_Innen auf Investitionen in sogenannte zukunftsfähige
Arbeitsplätze und klimaneutrales Wachstum. Auch hier sind Teile des
Green New Deals erkennbar. Sie wollen „aus der Krise gestärkt
hervorgehen“ und propagieren ein Europa, das „als selbstbewusste
Friedensmacht auftreten und so eine kooperative, multilaterale
Weltordnung mitgestalten“ soll. Doch die Weltordnung von der
gesprochen wird, bedeutet letztendlich die Unterdrückung anderer
Länder unter die herrschenden Staaten. Dabei wirbt auch die SPD für
ein Europa, das geschlossen auftritt und sich zu der neuen
US-Regierung öffnet und tritt für eine verteidigungspolitische
Eigenständigkeit der EU ein. Sie fordern auch die Stärkung der
Welthandelsorganisationen, da Deutschland auf offene Märkte
angewiesen ist. Wenn es als imperialistisches Land wieder Macht
erreichen möchte, muss es Exportüberschüsse erwirtschaften.

Die
gesamte Politik der SPD und ihre enge Verbindung zum DGB und vor
allem der IG Metall lief und läuft darauf hinaus, die deutsche
Exportindustrie mitsamt ihrem Spitzenplatz in der Welt zu stärken um



einem Teil der Arbeiter_Innenklasse ein hohes Einkommen zu
verschaffen, was damit einhergeht, einen anderen anzugreifen. Diese
Strategie der Vermittlung zwischen Kapital und gehobeneren
Arbeiter_Innen erweist sich aber als immer untauglicher. Die Krise
der SPD ist das Ergebnis.

Die
Linken wählen?

Die
Linken stagnieren trotz der Fülle drängender sozialer Themen, vor
allem da sie innerlich gespalten sind und sich daher kaum zu einer
klar antikapitalistischen oder auch nur schärferen reformistischen
Strategie entscheiden können.

Sie
wollen eine Finanzierung der Corona-Krise durch eine Vermögensabgabe.
Beim Thema Außenpolitik wollen die Linken Frieden fördern und die
Zivilgesellschafts unterstützen, „statt nur Wirtschaftsinteressen
zu dienen und Deals mit Diktatoren zu machen.“ Weiter heißt es in
ihrem Programm, dass es faire Handelsabkommen mit einem Regelwerk für
Produktionsbedingungen, ein gerechtes Lieferkettengesetz und ein
globales Arbeitsrecht geben soll. Auch den Export wollen sie
beschränken durch einen internationalen Ausgleichsmechanismus, der
die Staaten mit Exportüberschüssen auf ausgeglichene
Handelsbilanzen verpflichtet.

Auch
wenn sich die Linkspartei in ihrer Regierungspolitik in den
Bundesländern nicht wirlich von der SPD unterscheidet und sie sich
immer wieder als treue Verwalterin des deutschen Kapitalismus
erwiesen hat, hat sie andererseits auch eine reale Verbindung zu
sozialen Bewegungen wie „Deutsche Wohnen und Co enteignen“.

Doch
was heißt das für uns? Als Kommunist_Innen müssen wir die



parlamentarischen Wahlen nutzen, um für unsere Ideen zu werben und
Illusionen in den Reformismus zu bekämpfen. Das Ergebnis einer Wahl
ist für den Klassenkampf nicht egal, sondern spiegelt das
Kräfteverhältnis in der Arbeiter_Innenklasse wider.

Wir
rufen zur kritischen Wahl der Linkspartei auf, und zwar trotz ihres
Programms. Für die Punkte, die wir unterstützen, wie eine
Vermögensabgabe zur Krisenbekämpfung wollen gemeinsam mit deren
Wähler_innen und Mitgliedern kämpfen. Doch wir tun dies nicht um
die Linkspartei aufzubauen, sondern um ihre Versprechen auf den
Prüfstand zu stellen, uns als konsequenter zu erweisen und somit
Jugendliche und bewusstere Arbeiter_Innen vom Reformismus weg hin zu
einer revolutionären Politik zu bringen.

Joe Biden: Was können wir von
dem  neuen  US-Präsident
erwarten?
Von Ronja Keller

Zu der kürzlich stattgefundenen Erstürmung des Kapitols gibt es hier eine
S t e l l u n g n a h m e :
http://onesolutionrevolution.de/usa-stellungnahme-zu-trumps-faschistischer-p
rovokation/

Trotz

des Sturms des Capitols wird am 20. Januar Joe Biden in das Amt des

Präsidenten eingeführt. Endlich können wir mal einen Artikel über

US-Politik schreiben, in dem es nicht primär um Trump geht! Aber
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wird es mit Biden denn so viel besser? Was hat der neue Präsident

bisher so gemacht, was hat er versprochen und wie wird sein Kabinett

aussehen? Im folgenden Artikel wollen wir uns einen Überblick über

den neuen Präsidenten verschaffen und feststellen, ob die

arbeitenden Massen und unterdrückten Menschen wohl auf eine

Verbesserung ihrer Lage durch Biden hoffen können.

Name: Joseph Robinette „Joe“ Biden, Jr.
Alter: 78 Jahre

Partei: Demokratische Partei (neoliberaler mitte-rechts-Flügel)
Ausbildung: Abschluss an einer römisch-katholischen Akademie

Jurastudium mit den Schwerpunkten Geschichte und Politikwissenschaft
Beruf: Anwalt, Dozent für Verfassungsrecht, Mitglied des Senats

Joes bisherige Laufbahn

Der neue Präsident hat eine lange Geschichte in der US-Politik, denn bis zur Präsidentschaft Obamas war er 36 Jahre lang Mitglied des

Senats und während Obamas achtjähriger Amtsperiode Vizepräsident. Dabei hat er eine seine politische Agenda mehrmals klargemacht:

Biden ist  vor  allem durch seinen Standpunkt  in  der  Außenpolitik  aufgefallen.  Bei  vielen Brennpunkten sprach er  sich für  eine US-

amerikanische Intervention aus. Während des Balkankriegs war er für eine aktive und gewaltsame Einmischung der USA, für Lufteinsätze

der NATO, er unterstütze mehr Bodentruppen im Afghanistan-Krieg und damit die Linie des damaligen republikanischen Präsidenten George

W. Bush. Auch den syrischen Bürgerkrieg sollte die US-Army weiter anfachen. Bei dem ThemaFinanzen stimmte Biden meist für einen

ausgeglichenen Haushalt („Schwarze Null“), womit er unter anderem den Abbau der Sozialsysteme unterstützt hat. Außerdem hat er eine

Gesetzesänderung  durchgeboxt,  durch  die  es  unmöglich  geworden  ist,  bei  zu  hohen  Studien-  oder  Kreditkarten-Schulden  Insolvenz

anzumelden, sodass viele Arbeiter_Innen für immer mit dieser Last leben müssen. Er stand somit immer hinter dem kapitalistischen System

und dem US-Imperialismus. Dies wird er auch weiter tun. Hinzu kommt, dass in der Vergangenheit schon mehrfach von übergriffigem

Verhalten berichtet wurde inklusive sexueller Nötigung einer ehemaligen Angestellten.

Was können wir von seinen Versprechungen erwarten?

Der

Wall-Street hat Biden versprochen, dass alles beim Alten bleibe und

er keine größeren Veränderungen vornehmen werde. Dies wird sich

auch für die Ausbeutung der Menschen ähnlich verhalten. Er hat

keine Lösungen für die Probleme wie steigende Armut oder (Jugend-)

Arbeitslosigkeit.



Biden

möchte einen besseren Neuaufbau nach dem „Build Back

Better“-Konzept, kurz: BBB. Das heißt, staatliche Finanzierungen

für einen „grüneren“ und „gerechteren“ Kapitalismus. Dies

beinhaltet auch Elemente des Green New Deals. Konkret sollen 7

Billionen Dollar für Grünen Verkehr und Maßnahmen, um den

US-Kapitalismus aufzubauen und damit die Hoffnung auf gut bezahlbare

Arbeitsplätze. Allerdings ist es unwahrscheinlich, dass Biden dieses

Versprechen hält, und selbst wenn, ist die Rettung der sozialen Lage

von unzähligen Menschen ohne ein bewusstes Eingreifen in Produktion

nicht zu machen. Ohne Enteignung und Kontrolle der Betriebe durch die

Beschäftigten ist es eher wahrscheinlich, dass die Förderungen bloß

wieder in den Taschen der Kapitalist_Innen landen. Da die

demokratische Mehrheit im Senat hauchdünn ist, sind bloß faule

Kompromisse zu erwarten, die keinen annähernden Ausgleich für die

Auswirkungen der Krise bringen, die die ausgebeuteten und

unterdrückten Massen erlitten haben und noch werden, da der Senat

die Vorschläge des Präsidenten blockieren kann.

Bei

der #BlackLivesMatter-Bewegung gegen rassistischen Polizeiterror ist

Biden auf Versöhnung aus. Er stellt sich nicht konkret auf eine

Seite, da er weder die Aktivist_Innen vertreiben will, noch seine

eher konservative Basis. Es ist natürlich eine Illusion, zu glauben,

dass dadurch eine Versöhnung möglich ist und es Gerechtigkeit für

rassistisch Unterdrückte in diesem System geben kann. Dazu kommt

noch, dass Biden schon in der Vergangenheit immer ein Verfechter von

Recht und Ordnung war und damit die Rechte der Polizei eher stärken

als schwächen wird. Als Lösung für die anhaltende Polizeigewalt

sagte er, dass Polizist_Innen „ins Bein statt ins Herz schießen

sollten“. Auch das Gesundheitssystem, welches momentan sehr

profitorientiert ist und dringend verbessert werden müsste, wird

wohl nicht grundlegend geändert, obwohl es eine zentrale Forderung

des linken Flügels ist, dass es eine allgemeine Krankenversicherung

gibt.



Immerhin

können wir damit rechnen, dass seine Corona-Politik nicht so

katastrophal ist wie die Trumps, auch wenn es schwierig werden

dürfte, den Karren wieder aus dem Dreck zu ziehen.

Wer ist in seiner Regierung?

Keines

der Mitglieder seines Kabinetts, die bisher feststehen, gehört dem

linken Flügel der Demokraten an. Weder Bernie Sanders noch Elizabeth

Warren als wichtige linke Vertreter_Innen stehen auf der Liste. Biden

selbst hat gesagt: „Das ist ein Team, das die Tatsache

widerspiegelt, dass Amerika zurück ist. Bereit, die Welt anzuführen

und sich nicht von ihr zurückzuziehen.“ Dass er für die

Vorherrschaft des US-Imperialismus kämpfen wird, gibt er damit offen

zu. Doch schauen wir uns mal einige einzelne Mitglieder an:

Bereits

im Wahlkampf stand fest, dass Kamala Harris Vizepräsidentin für

Biden sein wird. Dass sie als woman of colour in diesem Amt ist,

stellt für viele bereits eine Errungenschaft dar, jedoch zeigt ihr

Lebenslauf, dass sie wenig mit den Kämpfen der meisten schwarzen

Frauen in Amerika zu tun hat. Außerdem trat sie in der

Vergangenheit, wie auch Biden, für das Polizeiwesen, Sicherheit und

Ordnung ein. Ihre harte Linie zeigt sie beispielsweise darin, dass

sie die Kriminalisierung von Eltern unterstützt hat, deren Kinder

die Schule schwänzen. Weiter hat sie auch einmal Ermittlungen gegen

Polizisten, die einen Schwarzen erschossen haben, abgelehnt. Als

woman of colour erwarten viele von ihr einen Kampf gegen Rassismus

und Unterdrückung, doch auf die Frage, wie sie diesen Kampf

unterstützen will, spricht sie bloß darüber, wer sie ist, aber

nicht, was sie vorhat. Sie bedient damit die identitätspolitische

Linie der Demokrat_Innen.

Außenminister

wird Antony Blinken. Mit ihm kommt ein Minister auf den Posten, der



für eine kriegerische Politik steht und sich für traditionelle

Bündnisse, wie die NATO, einsetzen wird. Blinken wird auch eine

Verbindung zur Rüstungsindustrie nachgesagt. In seiner Funktion als

stellvertretender Nationaler Sicherheitsberater unter Obama

befürwortete er unter anderem die Unterstützung der USA bei der

saudischen Intervention im Jemen, welche bis heute furchtbare

humanitäre Folgen hat.

Finanzministerin

wird Janet Yellen, die während der Obama Administration Präsidentin

der Federal Reserve Bank, also der Notenbank, war. Sie war maßgeblich

bei der staatlichen Rettung von Banken und Unternehmen während der

Krise 2009 beteiligt. Mit ihr werden wohl großzügige

Konjunkturpakete für Unternehmen zu erwarten sein.

All

diese Punkte bringen den Klassencharakter des neuen Präsidenten und

der Demokratischen Partei hervor. Genauso wie Trump liegen seine

Interessen ganz klar darin, das System zu retten und die USA an

erster Stelle in der Welt zu halten, jedoch mit einer anderen Taktik.

Auch Kriege können zunehmen, gerade mit Hinblick auf Russland, China

oder Iran, wenn es darum geht, die Größe der USA zu verteidigen.

Für die Arbeiter_Innenklasse und unterdrückten Menschen wird sich

wohl nicht viel ändern. Migrant_Innen werden weiterhin inhaftiert,

POC durch Polizeiterror getötet, Sparmaßnahmen gefordert, Angriffe

auf Rechte und Leistungen für Arbeiter_Innen fortgesetzt. Eine

Erholung für die Arbeiter_Innenklasse wird es nicht geben.

Welche Perspektive gibt es?

Sicher

ist Biden dazu bereit, noch weiter nach rechts zu rücken – mit

Hinblick auf die wirtschaftliche Krise und dem wachsenden Druck von

rechts in Politik und auf der Straße, gerade nach dem Sturm des

Capitols. Dadurch wird es wohl viele Kompromisse geben. Das kann auch

dazu führen, dass der rechte Flügel der Demokraten weiterwächst



und mit ihm die Angriffe auf die Unterdrückten und Ausgebeuteten.

Weder

wird die Demokratische Partei die Arbeiter_Innenklasse, noch wird sie

die Angriffe auf ihre Rechte abwehren. Sowohl die demokratische als

auch die republikanische Partei sind Parteien des Kapitals und der

Wall Street. Sie haben nicht die Absicht, das System grundlegend zu

ändern, sondern würde vielmehr alles dafür tun, genau dieses

System aufrechtzuhalten. Umso wichtiger ist es, soziale Bewegungen

wie BLM oder die Gewerkschaftsbewegung weiter aufzubauen und mit dem

Ziel zu einen, eine Arbeiter_Innenpartei in den USA zu etablieren.

Eine Verbesserung der Lage schafft kein Präsident, sondern das kann

nur der Druck auf die Regierung, der von den Ausgebeuteten und

Unterdrückten kommen muss.

Bankrott – aber nicht am Ende!

Quelle: Scharf-Links

Warum  also  nicht  etwas  riskieren,  Widerstand  organisieren  oder  einen
Aufstand wagen, einen kleinen oder auch größeren, so oder ähnlich dürften
derzeit viele denken in Spanien, in Griechenland. Und sie tun es, die Mineros
(Minenarbeiter_innen in Asturien),  die Stahlarbeiter_innen in Thessaloniki
und  viele,  viele  andere  Jugendliche,  Arbeitslose,  Arbeiter_innen,
Rentner_innen in ganz Europa – hunderttausende, bis zu 800.000 waren es
am 19. Juli in Madrid, mehrere Millionen waren es letzte Woche in Portugal
und Spanien. Sie müssen befürchten, dass es für sie nach Jahren steigender
Arbeitslosigkeit, sozialer Angriffe, Kürzungen in Bildung, Gesundheit, Rente
nun noch viel schlimmer kommt, denn das ist der Plan ihrer Regierungen, der
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EU und ganz besonders „unserer“ Frauen und Herren Merkel und Rösler.
Doch dieser Plan kann gestoppt werden, und dass hierfür der erste Schritt
bereits  getan  ist,  das  zeigen  die  hektischen  Reaktionen  der  rechten
deutschen Presse, die ein „Umkippen“ Spaniens befürchtet. Sind die Proteste
also  bloß  Ausdruck  einer  Verzweiflung  angesichts  des  unvermeidlichen
Bankrotts?

Nein,  sie  sind vielmehr die  richtige und notwendige Reaktion –  auf  den
Versuch der herrschenden Kapitalist_innen, ihre Krise in unseren Ruin zu
verwandeln. Der Kampf gegen Sparprogramme und „Bankenrettung“ kann
erfolgreich sein, und so er das in Spanien und Griechenland nicht ist, werden
auch uns derartige Angriffe nicht erspart bleiben. Von den Zuständen manch
anderer Länder – in Griechenland und Spanien sind mehr als die Hälfte der
Jugendlichen arbeitslos – sind wir in Deutschland weit entfernt. Doch die
Durchsetzung der gewaltigen Sparprogramme dort würde die Situation für
uns  nicht  etwa  verbessern  –  ganz  im  Gegenteil  wären  die  deutschen
Kapitalist_innen ermutigt, auch uns solche Einschnitte aufzuhalsen: Denn sie
wissen, dass sie hauptsächlich deswegen besser dastehen, weil bereits seit
Jahren die Löhne in Deutschland stagnieren und Hartz 4, Agenda 2010 und
Leiharbeit  höhere Profite  als  anderswo erlauben.  Und umgekehrt  ist  das
Fehlen  von  massenhaftem  Widerstand  in  Deutschland,  vor  allem  das
weitestgehende Stillhalten von Gewerkschaften und der Partei „DIE LINKE“
mit dem Ziel, „friedlich und ruhig“ durch die Krise zu kommen, nicht nur ein
schändlicher Verrat an der Bevölkerung in „Krisenländern“, sondern wird auf
uns selbst zurückfallen, sobald Griechenland und Spanien „abgehakt“ ist. Der
Kampf gegen die Politik der Bundesregierung ist daher jetzt notwendig – es
ist falsch, erst auf die „Zuspitzung der Lage“ zu warten (wie manche linke
Reformist_innen in Deutschland, aber auch SYRIZA in Griechenland)  oder –
wie  die  DGB-Gewerkschaften  in  den  Tarifrunden  vormachen  –
„verantwortungsvoll“  gemeinsam  mit  den  Kapitalist_innen  die  Krise
„auszustehen“.  Verantwortungsvoll  ist  dies  nur  vom  Standpunkt  der
Ausbeuter,  den  Kapitalist_innen.

Für den Kampf gegen die Krise schlagen wir folgende Schritte vor:

Europaweite  Mobilisierung  gegen  Fiskalpakt,  Sparpaket,



Bankenrettung!  In  ganz  Europa  muss  2012  ein  Herbst  des
Widerstandes  werden!
Generalstreiks in Spanien und Griechenland sind in der Diskussion.
Diese sind notwendig, wenn die Verarmung gestoppt werden soll!
Solidaritätsstreiks  auch  in  Deutschland!  Überhaupt  jeder
Arbeitskampf,  jede  Demo muss  auch Solidarität  mit  Spanien  und
Griechenland zum Ausdruck bringen!
Unterstützung muss praktisch werden: Solidaritätskomitees in jeder
Stadt!  Kampf  der  nationalistischen  Hetze  gegen  Griechenland!
Materielle  Unterstützung für die griechische Arbeiter_innenklasse,
wo der Kampf dies erfordert!
Aktionstag „UMfairTEILEN“ am 29. September: Alle auf die Straße,
in jeder Stadt! Bildet Vorbereitungskomitees!
Schluss mit dem Stillhalten der Gewerkschaftsführungen! Ernsthafte
Mobilisierung, klassenkämpferische Opposition von unten!
Für  eine  europaweite  Konferenz  der  Linken,  Arbeiter_innen-  und
Jugend-Aktivist_innen zur Verstärkung des Kampfes gegen die Krise –
beteiligt euch vom 08.-11. November an „Florenz 10+10“. Macht es
mit  uns  zu  einer  europaweiten  Aktionskonferenz  unseres
Widerstandes!

Post  aus  Athen –  Griechenland
am Scheideweg
Am morgigen Tag findet  ein  weiterer  Generalstreik  in  Griechenland
statt. Fast 20 Generalstreiks hat das Land seit Ausbruch der Krise 2007
gesehen –  fast  keine  der  elementaren  Angriffe  konnte  bisher  verhindert
werden.  Im  Zusammenhang  mit  der  sich  zuspitzenden  Lage  und  der
aktuellen  Solidaritätskampagne  unserer  Organisation  veröffentlichen  wir
daher den Bericht unserer Genossin Sonja Spunk, den sie im August 2012
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nach ihrem 3 wöchigen Aufenthalt in Athen verfasste.

Nirgendwo sonst fanden in Europa so heftige Klassenkämpfe statt wie in
Griechenland  in  den  letzten  3  Jahren  –  Stahlwerke  und  Krankenhäuser
werden besetzt und unter Arbeiterkontrolle gestellt, ein Generalstreik folgt
dem anderen, riesige Massendemonstrationen lassen die Straßen von Athen
beben und brennen, es kommt zu brutalen Auseinandersetzungen zwischen
der Polizei und den Protestierenden.

REVOLUTION  organisiert
Solidaritätsdelegationen
nach Griechenland.

Doch diese Kämpfe nur zu heroisieren, Solidarität nur Kund zu tun, indem
man Bilder auf Facebook teilt und im viel zu ruhigen Deutschland darauf zu
warten,  dass  die  Griechen  das  Ding  schon  schaukeln  werden,  hilft
niemandem. Denn wenn man genauer hinsieht,  entstanden diese Kämpfe
nicht als eine spontane Idee von einigen Jugendlichen, die Lust auf Krawall
hatten, sondern sie drücken den Willen der Unterdrückten in Griechenland
aus,  die  seit  Beginn  der  Krise  2008  immer  weiter  in  Armut  und  Elend
gedrängt werden. Der Wille nach einem Leben,dass nicht vom auf und ab der
kapitalistischen Wirtschaft  bestimmt ist,  sondern nach einer Zukunft,  die
man selbst in die Hand nehmen kann.

Um einen Eindruck von den griechischen Lebensverhältnissen zu bekommen,
mit  Aktivisten  zu  sprechen,  über  unsere  eigenen  Vorschläge  für
Griechenlands  Zukunft  zu  diskutieren und um an Aktionen teilzunehmen
haben  wir  von  REVOLUTION  gemeinsam  mit  der  Liga  für  die  5.
Internationale Anfang Juli begonnen, Solidaritätsdelegation nach Athen zu
schicken,  die  bis  Ende  August  mit  wechselnder  Besetzung  vor  Ort  sein
werden. Was nun folgt, ist ein Bericht über die Eindrücke, die wir während
unserer Zeit in Griechenland gewonnen haben, sowie die Schlüsse,die wir
daraus ziehen.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/09/solidarity-for-greece.jpg


Betrachtet man zu erst einmal das Stadtbild von Athen, und damit meinen
wir nicht die touristischen Einkaufsmeilen oder die Akropolis, sondern die
normalen Wohnbezirke,  ist  man doch erstaunt,  wie groß das Gefälle des
Lebensstandards innerhalb von Europa ist. Zerfallene Häuser reihen sich an
geschlossene Geschäfte vor denen Bettler sitzen, die noch weniger haben als
die erst kürzlich obdachlos gewordenen, die noch viel von dem Hausrat bei
sich haben, der aus ihrer alten Wohnung stammt. Man muss auch nicht in
den hintersten Winkel der Stadt gehen, um Drogenabhängige sich Heroin
spritzen zu sehen, als Student der Polytechnischen Universität wird man von
ihnen an der Eingangstür begrüßt.

Athen macht keinen Hehl daraus, heruntergekommen und von der Krise
schwer  getroffen  zu  sein,  es  wirkt  fast  so  als  wolle  es  allen,  die
hierherkommen, sagen: „So sieht Wettbewerb und Marktwirtschaft auf der
Seite der Verlierer aus!“ Aber die Armut hat keineswegs den Nachgeschmack
der  Hoffnungslosigkeit  oder  der  Ohnmacht  der  Gesellschaft,  ganz  im
Gegenteil.  Was  aus  diesen  Zuständen  erwächst  ist  Widerstand  und
Kampfgeist. Der Wille, für eine bessere Zukunft zu kämpfen, denn was hat
man schon zu verlieren?

Tsipras:  Held  oder
doch eher Heuchler?

SYRIZA, die größte linke Partei,  die bei  den letzten Wahlen beinahe die
konservative Nea Demokratia vom Throne der Regierung geschubst hätte,
gewann in den letzten Monaten viele Mitglieder und Sympathisanten. Ihre
Forderung  nach  einem  sozialen  Griechenland  der  Arbeiter_innen,  der
Menschen  und  nicht  des  Kapitals,  traf  auf  breite  Unterstützung.  Die
fehlenden drei Prozent zum Wahlsieg, hätten kein Hindernis für SYRIZA sein
sollen, um auch nach der Wahl den Kurs Richtung Antikapitalismus zu halten,
gegen die neue Regierung zu mobilisieren und sich auf die Basisstrukturen
zu stützen, die die griechische Bevölkerung aufgebaut hat, um sich selbst zu
organisieren.
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Stattdessen sieht SYRIZAs Parteivorsitzender Tsipras tatenlos zu, wie die
Regierung  neue  Angriffspläne  schmiedet,  wie  zum  Beispiel  das  bereits
durchgesetzte Sparpaket in Höhe von 11,5 Mrd. Euro, die durch geringere
Renten und massenhafte Entlassungen zusammenkommen sollen oder der
Plan eine 6-tägige Arbeitswoche einzuführen.

Antarsya,  das  kleine  und  radikalere  linke  Bündnis,  eine  Allianz  aus  10
Gruppen, lag bei den letzten Wahlen zahlenmäßig unter einem Prozent. Auf
der Straße scheinen sie jedoch bei sämtlichen Aktionen ganz vorne mit dabei
zu sein. Ein Beispiel war die antifaschistische Demonstration in Nikea, einem
stark migrantisch geprägten Viertel von Athen, das Mitte Juni von Faschisten
und der Polizei pogromartig angegriffen wurde. Am 05. Juli fand dort eine
Demonstration statt, bei der klar wurde, dass die Migrant_innen in Zukunft
mit ausnahmslos allen Mitteln bereit seien, sich selbst und ihren Stadtteil zu
verteidigen. Antarsya-Mitglieder waren dort zahlenmäßig gut vertreten und
mobilisierten zu der Demonstration, jedoch gibt es auch von ihnen keinen
entschlossenen  Schritte  in  Richtung  des  Aufbaus  gemeinsamer
Selbstverteidigungsstrukturen für Migrant_innen und linker Aktivist_innen,
die im Angesicht der immer stärker werdenden Faschist_innen  nun immer
notwendiger werden.

Ebenso wenig Ruhm verdiente sich bisher die stalinistische KKE. So radikal
manche ihrer Thesen auch sein mögen, reicht es doch nicht aus, sich in
seinem Büro zu verschanzen und darauf zu warten, dass die revolutionären
Massen von ganz alleine zu einem strömen. Sie lehnt gemeinsame Aktionen
mit  anderen  Organisationen  meist  ab,  organisiert  nur  eigene
Demonstrationen und auch bei dem jährlich stattfindenden Antirassismus-
Festival, bei dem diesen Sommer 30.000 Besucher teilnahmen, ließ sie sich
nicht  blicken.  Als  vermeintlich revolutionäre Kraft  hätte  sie  die  Pflicht  –
gerade unter dem Anbetracht, dass sie einen erheblichen Organisationsgrad
unter der industriellen Arbeiterklasse besitzt – jeden Kampf mit aller Kraft zu
unterstützen,  um  die  Arbeiter_innen  zum  Sieg  zu  führen.  Stattdessen
versteckt sie sich und mobilisiert ihre Basis nur zu symbolischen Aktionen
außerhalb der praktischen Bewegung. Nur um das theoretische Potential der
KKE und wie sie damit umgeht, aufzuzeigen erinnern wir an den Streik der



Stahlarbeiter in Chalivourgia. Beispielsweise schaffte sie es gemeinsam mit
der ihr nahe stehenden Gewerkschaft „PAME“ innerhalb kürzester Zeit, eine
Demonstration von 30.000 auf die Straße zu bringen, die gegen die Räumung
des besetzten und seit 9 Monaten bestreikten Stahlwerks in Chalivourgia
protestierten.  Über eine Demonstration schienen die Führer jedoch nicht
hinaus gehen zu wollen, weder Syntagma noch Omonia wurden besetzt, das
Stahlwerk nicht zurückerobert.

Doch  bei  aller  Kritik  an  den  politischen  Mängeln  der  einzelnen
Organisationen –  Wie erreicht  man nun sein  Ziel,  wenn scheinbar  keine
Organisation genügend Durchschlagskraft besitzt?

Die  griechische  Arbeiterklasse  darf  sich  weder
von ihren falschen politischen Führern, noch von
der herrschenden Klasse aufhalten lassen, will sie
ihrem Elend ein Ende bereiten!

Schuld sind nicht die Mitglieder, die, wie manche behaupten, gar keine Lust
hätten, die Regierung zu stürzen und die Macht in ihre Hand zu nehmen.
Schuld tragen die Führungen dieser Organisationen, die sich manchmal nicht
einmal  ihres  genauen  Zieles,  manchmal  aber  auch  nur  nicht  dem  Weg
dorthin  bewusst  sind.  Tsipras  spricht  nicht  offen  davon,  eine
Arbeiterregierung und eine Rätedemokratie in Griechenland zu erkämpfen.
Es wüsste auch gar nicht wie, denn er setzt er auf den parlamentarischen
Weg, auf seine Rolle als „verantwortungsvolle Opposition“. Seine Basis will
aber sicherlich nicht bis zur nächsten
Wahl abwarten und alle Maßnahmen ertragen, die die neue Regierung zur
Zufriedenheit der Bourgeoisie erlässt.

Was die Arbeiter_innen, die Jugend und andere Unterdrückte zum Erfolg,
also  zur  Umsetzung  ihrer  Forderungen  bringen  würde,  wären  riesige
Proteste, die sich auf alle Basiskomitees, Aktions- und Streikkomitees stützen
würden.  Ein unbefristeter Generalstreik,  der die gesamte Wirtschaft  zum
Stillstand bringt  und enormen Druck gegen die  Herrschenden aufbaut  –
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letztlich  die  Frage  der  Macht  in  der  griechischen  und  europäischen
Gesellschaft  stellen  würde  –  muss  angekündigt  werden.  Alle  linken
Organisationen,  Migrantenorganisationen,  Jugendorganisationen,
Arbeiter_innen  und  Arbeitslose  müssten  zusammen  eine  demokratisch
gewählte Arbeiterregierung aufbauen, die der Bourgeoisie, der EU, Merkel &
Co. die Stirn bieten kann. Sie müsste sich selbst verteidigen gegen die Polizei
der Herrschenden, gegen das Militär und die Faschisten. Nur auf diesem
Weg, durch die gemeinsame Aktion aller Unterdrückten kommt man dem
Sieg  gegen  die  Kapitalisten  von  Europa,  die  Griechenland  unter  ihrer
Führung behalten wollen, einen Schritt näher.

Griechenland  ist  der  beste  Beweis,  dass  man  im  Parlament  keinen
Kapitalismus reformieren kann, dessen einziges Ziel es ist, die Wirtschaft und
die Gesellschaft und die Kontrolle der Besitzenden zu stellen, während die
Arbeiter_innen  den  eigentlichen  gesellschaftlichen  Reichtum produzieren.
Die  Mehrheit  der  Bevölkerung  will  keine  Sparmaßnahmen  diktiert
bekommen,  aber  im  Parlament  scheint  das  niemanden  zu  interessieren.
Schon das allein zeigt, wie demokratisch dieses Parlament, das über dem
Syntagma Platz erhebt, wirklich ist.

Doch kann man die Griech_innen nicht alleine kämpfen lassen, denn auch ein
noch so sozialistisches Griechenland wäre in Europa vollkommen von der
Wirtschaft isoliert und würde in kürzester Zeit zusammenbrechen, bliebe es
isoliert.  Deshalb  müssen  alle  europäischen  Arbeiter_innen  gegen  ihre
bürgerlichen Regierungen kämpfen, um Solidarität organisieren zu können
und  überhaupt  Handelsbeziehungen  mit  Griechenland  aufrecht  erhalten
können.  Diese  Kämpfe  müssen  international  koordiniert  werden,  von
Gewerkschaften,  von Jugendorganisationen,  von Arbeiterparteien  in  einer
neuen,  fünften  Internationale  Seite  an  Seite  mit  einer  revolutionären
Jugendinternationale!

Ein Artikel von Sonja Spunk, REVOLUTION Ulaan Bataar



Interview  mit  Syrer  –  "Warum
ich  mich  dem  Aufstand
anschloss."
Wir veröffentlichen hier ein Interview mit „Muhamed“, Mitglied der Freien
Syrischen Armee, das am 11. September an der türkisch-syrischen Grenze
von  unserem Genossen  Reimund  Fleck  (Gruppe  Arbeitermacht,  deutsche
Sektion  der  LFI  und  REVOLUTION  –  internationale  kommunistische
Jugendorganisation)  geführt  wurde.

Reimund Fleck: Wie kam es, dass Du dich dem Aufstand gegen das
Regime von Baschar al-Assad angeschlossen hast?

Patient stirbt nachdem die syrische
Armee ein Krankenhaus blockiert.

Muhamed:  Ich war als  Militärarzt  der Assad-Armee in einem Lazarett  in
Homs stationiert. Was ich dort gesehen habe, hat mich dazu gebracht, zu
desertieren und mich der FSA anzuschließen. Ich habe viele tote Zivilisten
gesehen,  und  sogar  die  Leichen  wurden  unwürdig  behandelt.  Ich  habe
gesehen, wie ungefähr 100 Leichen zu einem Haufen aufgetürmt wurden.
Diese Armee behandelt unsere Leute wie Tiere – ich konnte nicht mehr daran
glauben,  dass  es  eine  gute  Armee  ist.  In  meinem  Krankenhaus  waren
Gefangene, die gegen die Regierung demonstriert hatten – sie wurden an
ihre Betten gefesselt,  die  Krankenschwestern traten sie  mit  Stiefeln und
folterten sie, anstatt sie zu versorgen. Sie durften nicht einmal zur Toilette
gehen. In meiner Stadt habe ich viele friedliche Demonstrationen gesehen.

Sie riefen: „Wir wollen Assad nicht, wir wollen Freiheit“. Dafür wurde auf die
Demonstranten geschossen. Auch einer meiner Freunde wurde erschossen,
nur weil er auf die Straße gegangen war und „Weg mit Assad“ forderte. Ich
wollte nicht mehr an der Seite derer stehen, die meine Leute ermorden, mein
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Gewissen  konnte  das  nicht  mehr  ertragen.  So  habe  ich  beschlossen,  zu
desertieren.

Reimund Fleck: Warum setzt man das eigene Leben aufs Spiel, um
einen Aufstand zu unterstützen, dessen Sieg nicht sicher ist?

Muhamed: Bei der Armee war ich ja auch in Gefahr. Bei einem Angriff der
FSA hätte ich auch ums Leben kommen können. Ich hätte nicht das Feuer
erwidert, denn ich wusste, dass sie meine Leute sind. Dann wäre ich aber von
meinem Kommandeur erschossen worden.  Das Risiko ist  also auf  beiden
Seiten dasselbe – es macht keinen Unterschied. Aber ich denke, es ist besser
zu desertieren. Ich habe jetzt ein gutes Gefühl, das ist wichtig, auch wenn ich
in Gefahr bin. Es ist egal, wenn ich sterbe. Jetzt unterstütze ich die Freie
Syrische  Armee  mit  dem,  was  ich  kann.  Ich  bin  im  Sanitätsdienst  und
kümmere mich um die Verwundeten und um die Flüchtlinge.

Reimund Fleck: Was sind die wichtigsten Ziele der Revolution?

Muhamed: Ich denke, Demokratie ist die wichtigste Forderung in unserem
Kampf. Ich möchte meine Meinung sagen können, ohne mich in Gefahr zu
begeben, zum Beispiel ob ich für den Präsidenten bin oder nicht. Seit 50
Jahren haben wir keine freien Wahlen mehr gehabt. Wenn Du gegen Assad
stimmst, bist Du in Gefahr, glaub mir. Wir wollen selbst unseren Präsidenten
bestimmen können und keine Sklaven für den Präsidenten sein. Es ist also
eine Art „französische“ Revolution.

Reimund  Fleck:  Erschöpft  sich  die  Revolution  im  Kampf  für
demokratische  Freiheit?  Was  ist  mit  der  sozialen  Situation?

 

Die  beste  Hilfe  für  die  syrische
Revolution  ist  die  Unterstützung
durch  die  Gewerkschaften,  die
s o z i a l e n  B e w e g u n g e n  u n d
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Arbe i terorgan isa t ionen  mi t
Nahrungsmitteln, Medizin und Waffen
– unabhängig von den Imperialisten!

Muhamed:  In  Syrien  leben  80  Prozent  der  Menschen  unterhalb  der
Armutsgrenze. Es ist sehr schwer, genügend, Nahrung zu bekommen. Die
Leute  schuften  den  ganzen  Tag,  um  ihren  Familien  etwas  zu  Essen
mitbringen zu können. Der Grund ist, dass Baschar die Erlöse aus Öl und
Landwirtschaft einsteckt und nichts für die Bevölkerung übrig lässt. Es ist
also auch eine wirtschaftliche Frage. Wir brauchen eine starke Wirtschaft,
um die Bedürfnisse der Bevölkerung erfüllen zu können.

Reimund Fleck:  Es gibt Stimmen, die militärische Hilfe vom Westen
oder Lieferung von Ausrüstung befürworten, andere befürchten, diese
Länder  würden  dann  über  die  Zukunft  Syriens  entscheiden.  Was
denkst Du?

Muhamed: Bei manchen Gütern brauchen wir unbedingt Unterstützung von
außen.  Im  Moment  gibt  es  aber  keinerlei  derartige  Unterstützung.  Die
Medien sagen, der Westen schicke uns Waffen, aber das ist falsch. Die Freie
Syrische Armee erbeutet ihre Waffen bei Angriffen auf Assads Armee. In den
Flüchtlingslagern  haben  wir  nicht  genügend  Nahrungsmittel.  7.000
Flüchtlinge  warten  an  der  Grenze  zur  Türkei,  sie  werden  nicht
hereingelassen.  Wo  bleiben  die  angeblichen  Hilfslieferungen?
Waffenlieferungen  brauchen  wir  nicht.  Wir  brauchen  Nahrung  und
Medikamente, und bis jetzt kommt nichts an. Hilfslieferungen gibt es nur in
den Medien.

Reimund Fleck:  In Europa gibt es viele, die in der Revolution keinen
legitimen Volksaufstand sehen. Sie behaupten, es sei in Wirklichkeit
eine Verschwörung westlicher Länder, die den Nahen Osten ins Chaos
stürzen wollen. Was würdest Du antworten?

„Nieder mit dem Regime“ – steht auf
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den Händen eines jungen Mädchens,
d a s  g e g e n  A s s a d s  D i k t a t u r
demonstriert.

Muhamed: Verzeih mir diese Antwort – es ist einfach dumm, zu bestreiten,
dass diese Revolution von der syrischen Bevölkerung ausgeht. Was würdest
Du tun, wenn deine Eltern getötet werden? Du würdest Dich der Revolution
anschließen, weil Du den Terror beenden und Freiheit haben möchtest. Lass
mich den Anfang der Revolution erzählen. Die Revolution hat ihren Anfang in
Daraa genommen. Neun Kinder waren festgenommen worden, sie wurden
gefoltert. Hamza Ali Al-Khabeer wurde getötet. Als die Leute daraufhin zur
Polizeistation gingen, wurden auch sie verprügelt. Die Polizei sagte zu ihnen:
„Haut ab, sonst holen wir auch noch eure Frauen.“ Das war der Auslöser
dieser Revolution. Seit 50 Jahren leben wir in Angst und Unterdrückung. Man
musste nur den Deckel anheben, um eine Explosion auszulösen. Genau das
ist die Revolution. Es stecken nicht die Geheimdienste dahinter.

Reimund Fleck:   Manche Leute meinen,  es  handle sich um einen
„Religionskrieg“.

Muhamed: Selbst wenn das der Fall wäre, so würde einzig und allein Baschar
Al-Assad die Schuld dafür tragen. Die Alawiten waren 30 Jahre lang unsere
Brüder und Schwestern. Aber seit Beginn des Aufstandes gibt Baschar ihnen
Geld, damit sie uns töten – und sie tun es. Sie bekommen auch Häuser dafür,
und die Einrichtungen, die er von uns geraubt hat. Dafür töten sie uns. Aber
wenn die  Revolution  gesiegt  hat,  würde ich  sie  verschonen,  denn unser
ursprüngliches Verhältnis war von Toleranz geprägt – wir leben im selben
Land. Ich hoffe nur, dass sie aufhören, uns zu massakrieren. In Wirklichkeit
ist Baschar Al-Assad nicht nur unser Feind, er ist ebenso ihr Feind – denn
eines Tages wird Assad sich in ein Flugzeug nach Russland setzen und sie
unter uns zurücklassen.

Reimund Fleck:  Was wird deiner Einschätzung nach auf Assads Sturz
folgen?

Muhamed: Meine große Angst ist, dass es einen Bürgerkrieg geben könnte.



Aber  man  sieht,  dass  in  dieser  Revolution  die  Menschen  auch
zusammenrücken. Das ist  der Fall  in Aleppo und auch in Damaskus.  Ich
glaube nicht, dass es einen solchen Bürgerkrieg geben wird. Ich denke wir
sollten eine demokratische Regierung haben, vielleicht eine islamische wie in
Ägypten. Aber hierzu muss ich sagen: wirkliche Muslime töten sich nicht
gegenseitig, wie es Al-Quaida tut. Das Bild über den Islam ist völlig entstellt.
Glaub  mir,  wir  sind  nicht  so,  wie  die  Medien  uns  darstellen.  Wirkliche
Muslime sind sehr  gastfreundlich.  Wenn Du nach Syrien gehst,  sind die
Menschen dort bereit, ihr eigenes Leben zu riskieren, um Deines zu schützen
– ob Du Christ bist oder was auch immer. Die Menschen aller Religionen sind
unsere  Brüder  und Schwestern.  Auch Baschar  ist  Muslim –  aber  nur  in
Worten, in Wahrheit tötet er uns. Das eigentliche Problem ist also nicht die
Religion, sondern was man daraus macht.

Reimund Fleck:  Was sollten UnterstützerInnen in anderen Ländern
tun, um euch zu helfen?

Muhamed: Ihr müsst es einfach selbst anpacken, wir haben hier nicht einmal
die Zeit, darüber nachzudenken. Wer wirklich helfen möchte, wird einen Weg
finden. Ihr solltet
große Massenproteste organisieren und internationale Unterstützung für die
Revolution. Die Revolution ist dem Sieg nun ziemlich nah. Baschar Al-Assad
wird sich bald aus dem Staub machen.  Was die FSA jetzt  braucht,  sind
Luftabwehrraketen, das ist alles. Wir haben den Boden unter Kontrolle, aber
Assad kontrolliert den Luftraum. Wenn wir die Flugzeuge vom Himmel holen,
haben wir den Sieg.

Reimund  Fleck:   Bekommt  ihr  Unterstützung  aus  Libyen  oder
Ägypten?

Muhamed: Ein paar Kämpfer sind aus diesen Ländern zu uns gekommen,
aber sehr wenige, vielleicht 200. Aus Saudi-Arabien und Katar bekommen wir
finanzielle Unterstützung, das ist sehr gut. Wir sind ihnen dafür dankbar.

Reimund Fleck:  Wie ist jetzt im Moment die Lage in Syrien?

Muhamed: Wir brauchen dringend Hilfe, und zwar jetzt! Die ganze Welt ist



gegen uns – Russland, China und Iran, ebenso Libanon. Sie sind alle gegen
uns. Dann gibt es die USA und Europa – sie sehen zu und tun überhaupt
nichts. Für mich ist auch das ein Verbrechen. Sie könnten unserem Leiden
ein  Ende  setzen,  aber  sie  tun  es  nicht.  Die  Türkei  hat  ihre  Grenzen
dichtgemacht und will uns alle rauswerfen. Unsere Situation ist also wirklich
miserabel.

Reimund Fleck: Vielen Dank für das Interview. Ihr habt unsere volle
Unterstützung und wir wünschen euch einen vollständigen Sieg über
Baschar Al-Assad.

Ausführliche Darstellung der Positionen von REVOLUTION zum Bürgerkrieg
in Syrien unter anderem in den Artikeln Nieder mit Assad – Sieg der Free
Syrian Army, Aufstand in Syrien: Nieder mit dem Assad Clan! Solidarität mit
der Revolution, Für „Freiheit und Demokratie“ in Syrien – und weiter?

Interview  mit  Syrer  –  "Warum
ich  mich  dem  Aufstand
anschloss."
Wir veröffentlichen hier ein Interview mit „Muhamed“, Mitglied der Freien
Syrischen Armee, das am 11. September an der türkisch-syrischen Grenze
von  unserem Genossen  Reimund  Fleck  (Gruppe  Arbeitermacht,  deutsche
Sektion  der  LFI  und  REVOLUTION  –  internationale  kommunistische
Jugendorganisation)  geführt  wurde.

Reimund Fleck: Wie kam es, dass Du dich dem Aufstand gegen das
Regime von Baschar al-Assad angeschlossen hast?
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Patient stirbt nachdem die syrische
Armee ein Krankenhaus blockiert.

Muhamed:  Ich war als  Militärarzt  der Assad-Armee in einem Lazarett  in
Homs stationiert. Was ich dort gesehen habe, hat mich dazu gebracht, zu
desertieren und mich der FSA anzuschließen. Ich habe viele tote Zivilisten
gesehen,  und  sogar  die  Leichen  wurden  unwürdig  behandelt.  Ich  habe
gesehen, wie ungefähr 100 Leichen zu einem Haufen aufgetürmt wurden.
Diese Armee behandelt unsere Leute wie Tiere – ich konnte nicht mehr daran
glauben,  dass  es  eine  gute  Armee  ist.  In  meinem  Krankenhaus  waren
Gefangene, die gegen die Regierung demonstriert hatten – sie wurden an
ihre Betten gefesselt,  die  Krankenschwestern traten sie  mit  Stiefeln und
folterten sie, anstatt sie zu versorgen. Sie durften nicht einmal zur Toilette
gehen. In meiner Stadt habe ich viele friedliche Demonstrationen gesehen.

Sie riefen: „Wir wollen Assad nicht, wir wollen Freiheit“. Dafür wurde auf die
Demonstranten geschossen. Auch einer meiner Freunde wurde erschossen,
nur weil er auf die Straße gegangen war und „Weg mit Assad“ forderte. Ich
wollte nicht mehr an der Seite derer stehen, die meine Leute ermorden, mein
Gewissen  konnte  das  nicht  mehr  ertragen.  So  habe  ich  beschlossen,  zu
desertieren.

Reimund Fleck: Warum setzt man das eigene Leben aufs Spiel, um
einen Aufstand zu unterstützen, dessen Sieg nicht sicher ist?

Muhamed: Bei der Armee war ich ja auch in Gefahr. Bei einem Angriff der
FSA hätte ich auch ums Leben kommen können. Ich hätte nicht das Feuer
erwidert, denn ich wusste, dass sie meine Leute sind. Dann wäre ich aber von
meinem Kommandeur erschossen worden.  Das Risiko ist  also auf  beiden
Seiten dasselbe – es macht keinen Unterschied. Aber ich denke, es ist besser
zu desertieren. Ich habe jetzt ein gutes Gefühl, das ist wichtig, auch wenn ich
in Gefahr bin. Es ist egal, wenn ich sterbe. Jetzt unterstütze ich die Freie
Syrische  Armee  mit  dem,  was  ich  kann.  Ich  bin  im  Sanitätsdienst  und
kümmere mich um die Verwundeten und um die Flüchtlinge.
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Reimund Fleck: Was sind die wichtigsten Ziele der Revolution?

Muhamed: Ich denke, Demokratie ist die wichtigste Forderung in unserem
Kampf. Ich möchte meine Meinung sagen können, ohne mich in Gefahr zu
begeben, zum Beispiel ob ich für den Präsidenten bin oder nicht. Seit 50
Jahren haben wir keine freien Wahlen mehr gehabt. Wenn Du gegen Assad
stimmst, bist Du in Gefahr, glaub mir. Wir wollen selbst unseren Präsidenten
bestimmen können und keine Sklaven für den Präsidenten sein. Es ist also
eine Art „französische“ Revolution.

Reimund  Fleck:  Erschöpft  sich  die  Revolution  im  Kampf  für
demokratische  Freiheit?  Was  ist  mit  der  sozialen  Situation?

 

Die  beste  Hilfe  für  die  syrische
Revolution  ist  die  Unterstützung
durch  die  Gewerkschaften,  die
s o z i a l e n  B e w e g u n g e n  u n d
Arbe i terorgan isa t ionen  mi t
Nahrungsmitteln, Medizin und Waffen
– unabhängig von den Imperialisten!

Muhamed:  In  Syrien  leben  80  Prozent  der  Menschen  unterhalb  der
Armutsgrenze. Es ist sehr schwer, genügend, Nahrung zu bekommen. Die
Leute  schuften  den  ganzen  Tag,  um  ihren  Familien  etwas  zu  Essen
mitbringen zu können. Der Grund ist, dass Baschar die Erlöse aus Öl und
Landwirtschaft einsteckt und nichts für die Bevölkerung übrig lässt. Es ist
also auch eine wirtschaftliche Frage. Wir brauchen eine starke Wirtschaft,
um die Bedürfnisse der Bevölkerung erfüllen zu können.

Reimund Fleck:  Es gibt Stimmen, die militärische Hilfe vom Westen
oder Lieferung von Ausrüstung befürworten, andere befürchten, diese
Länder  würden  dann  über  die  Zukunft  Syriens  entscheiden.  Was
denkst Du?
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Muhamed: Bei manchen Gütern brauchen wir unbedingt Unterstützung von
außen.  Im  Moment  gibt  es  aber  keinerlei  derartige  Unterstützung.  Die
Medien sagen, der Westen schicke uns Waffen, aber das ist falsch. Die Freie
Syrische Armee erbeutet ihre Waffen bei Angriffen auf Assads Armee. In den
Flüchtlingslagern  haben  wir  nicht  genügend  Nahrungsmittel.  7.000
Flüchtlinge  warten  an  der  Grenze  zur  Türkei,  sie  werden  nicht
hereingelassen.  Wo  bleiben  die  angeblichen  Hilfslieferungen?
Waffenlieferungen  brauchen  wir  nicht.  Wir  brauchen  Nahrung  und
Medikamente, und bis jetzt kommt nichts an. Hilfslieferungen gibt es nur in
den Medien.

Reimund Fleck:  In Europa gibt es viele, die in der Revolution keinen
legitimen Volksaufstand sehen. Sie behaupten, es sei in Wirklichkeit
eine Verschwörung westlicher Länder, die den Nahen Osten ins Chaos
stürzen wollen. Was würdest Du antworten?

„Nieder mit dem Regime“ – steht auf
den Händen eines jungen Mädchens,
d a s  g e g e n  A s s a d s  D i k t a t u r
demonstriert.

Muhamed: Verzeih mir diese Antwort – es ist einfach dumm, zu bestreiten,
dass diese Revolution von der syrischen Bevölkerung ausgeht. Was würdest
Du tun, wenn deine Eltern getötet werden? Du würdest Dich der Revolution
anschließen, weil Du den Terror beenden und Freiheit haben möchtest. Lass
mich den Anfang der Revolution erzählen. Die Revolution hat ihren Anfang in
Daraa genommen. Neun Kinder waren festgenommen worden, sie wurden
gefoltert. Hamza Ali Al-Khabeer wurde getötet. Als die Leute daraufhin zur
Polizeistation gingen, wurden auch sie verprügelt. Die Polizei sagte zu ihnen:
„Haut ab, sonst holen wir auch noch eure Frauen.“ Das war der Auslöser
dieser Revolution. Seit 50 Jahren leben wir in Angst und Unterdrückung. Man
musste nur den Deckel anheben, um eine Explosion auszulösen. Genau das
ist die Revolution. Es stecken nicht die Geheimdienste dahinter.
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Reimund Fleck:   Manche Leute meinen,  es  handle sich um einen
„Religionskrieg“.

Muhamed: Selbst wenn das der Fall wäre, so würde einzig und allein Baschar
Al-Assad die Schuld dafür tragen. Die Alawiten waren 30 Jahre lang unsere
Brüder und Schwestern. Aber seit Beginn des Aufstandes gibt Baschar ihnen
Geld, damit sie uns töten – und sie tun es. Sie bekommen auch Häuser dafür,
und die Einrichtungen, die er von uns geraubt hat. Dafür töten sie uns. Aber
wenn die  Revolution  gesiegt  hat,  würde ich  sie  verschonen,  denn unser
ursprüngliches Verhältnis war von Toleranz geprägt – wir leben im selben
Land. Ich hoffe nur, dass sie aufhören, uns zu massakrieren. In Wirklichkeit
ist Baschar Al-Assad nicht nur unser Feind, er ist ebenso ihr Feind – denn
eines Tages wird Assad sich in ein Flugzeug nach Russland setzen und sie
unter uns zurücklassen.

Reimund Fleck:  Was wird deiner Einschätzung nach auf Assads Sturz
folgen?

Muhamed: Meine große Angst ist, dass es einen Bürgerkrieg geben könnte.
Aber  man  sieht,  dass  in  dieser  Revolution  die  Menschen  auch
zusammenrücken. Das ist  der Fall  in Aleppo und auch in Damaskus.  Ich
glaube nicht, dass es einen solchen Bürgerkrieg geben wird. Ich denke wir
sollten eine demokratische Regierung haben, vielleicht eine islamische wie in
Ägypten. Aber hierzu muss ich sagen: wirkliche Muslime töten sich nicht
gegenseitig, wie es Al-Quaida tut. Das Bild über den Islam ist völlig entstellt.
Glaub  mir,  wir  sind  nicht  so,  wie  die  Medien  uns  darstellen.  Wirkliche
Muslime sind sehr  gastfreundlich.  Wenn Du nach Syrien gehst,  sind die
Menschen dort bereit, ihr eigenes Leben zu riskieren, um Deines zu schützen
– ob Du Christ bist oder was auch immer. Die Menschen aller Religionen sind
unsere  Brüder  und Schwestern.  Auch Baschar  ist  Muslim –  aber  nur  in
Worten, in Wahrheit tötet er uns. Das eigentliche Problem ist also nicht die
Religion, sondern was man daraus macht.

Reimund Fleck:  Was sollten UnterstützerInnen in anderen Ländern
tun, um euch zu helfen?



Muhamed: Ihr müsst es einfach selbst anpacken, wir haben hier nicht einmal
die Zeit, darüber nachzudenken. Wer wirklich helfen möchte, wird einen Weg
finden.  Ihr  solltet  große  Massenproteste  organisieren  und  internationale
Unterstützung für die Revolution. Die Revolution ist dem Sieg nun ziemlich
nah. Baschar Al-Assad wird sich bald aus dem Staub machen. Was die FSA
jetzt braucht, sind Luftabwehrraketen, das ist alles. Wir haben den Boden
unter  Kontrolle,  aber  Assad  kontrolliert  den  Luftraum.  Wenn  wir  die
Flugzeuge  vom  Himmel  holen,  haben  wir  den  Sieg.

Reimund  Fleck:   Bekommt  ihr  Unterstützung  aus  Libyen  oder
Ägypten?

Muhamed: Ein paar Kämpfer sind aus diesen Ländern zu uns gekommen,
aber sehr wenige, vielleicht 200. Aus Saudi-Arabien und Katar bekommen wir
finanzielle Unterstützung, das ist sehr gut. Wir sind ihnen dafür dankbar.

Reimund Fleck:  Wie ist jetzt im Moment die Lage in Syrien?

Muhamed: Wir brauchen dringend Hilfe, und zwar jetzt! Die ganze Welt ist
gegen uns – Russland, China und Iran, ebenso Libanon. Sie sind alle gegen
uns. Dann gibt es die USA und Europa – sie sehen zu und tun überhaupt
nichts. Für mich ist auch das ein Verbrechen. Sie könnten unserem Leiden
ein  Ende  setzen,  aber  sie  tun  es  nicht.  Die  Türkei  hat  ihre  Grenzen
dichtgemacht und will uns alle rauswerfen. Unsere Situation ist also wirklich
miserabel.

Reimund Fleck: Vielen Dank für das Interview. Ihr habt unsere volle
Unterstützung und wir wünschen euch einen vollständigen Sieg über
Baschar Al-Assad.

Ausführliche Darstellung der Positionen von REVOLUTION zum Bürgerkrieg
in Syrien unter anderem in den Artikeln Nieder mit Assad – Sieg der Free
Syrian Army, Aufstand in Syrien: Nieder mit dem Assad Clan! Solidarität mit
der Revolution, Für „Freiheit und Demokratie“ in Syrien – und weiter?
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Berliner  S-Bahn:  Krise  geht  in
die nächste Runde
ein Kommentar von Felix Wolkenfuß

Kein November ohne ordendliche S-Bahnkrise. Doch wer nun denkt, dass die
sich dieses Mal wieder auf kappute Räder zurückführen ließe, der irrt. Das
bleibt  vorraussichtlich  dem Dezember  vorbehalten.  Anstelle  der  üblichen
Mängel tritt jetzt ein ganz neues Übel auf den Plan.

Die angebliche Arbeiterpartei  SPD und die berliner CDU haben in ihren
Koalitionsverhandlungen eine neue Möglichkeit zum Kaputtsparen entdeckt:
Die privatisierung der berliner S-Bahn. Beginnen soll der ganze Spaß mit der
Ringbahn und den Strecken im Südosten der Stadt.  Auf diesen Strecken
fahren  rund ein  viertel  der  berliner  Züge.  Diese  sollen  jetzt  europaweit
ausgeschrieben werden.

Was soll denn das heißen?

Ganz einfach: Für die Kolleg_innen die dort arbeiten heißt dies erstmal, dass
nicht garantiert werden kann, dass sie ihren Job in den nächsten Jahren noch
behalten, oder zu welchen Bedingungen sie dort arbeiten müssen.

Für Fahrgäste bedeutet dies in erster Linie noch höhere Fahrpreise und
schlechterer  Service,  ganz  zu  schweigen  von  noch  schlechterem
Chaosmanagement,  sowie  dem  ausbluten  der  öffentlichen  Kassen  durch
weiteren Subventionszwang.

Wieso machen die das dann?

Dass die CDU scheiße ist, wissen wir alle, und auch bei der SPD hat man nur
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noch selten Hoffnung, was den politischen Stil angeht. Was jedoch diesmal
besonders pikant rüberkommt ist, dass sich der SPD-Landesparteitag 2010
noch gegen eine Zerschlagung der S-Bahn ausgesprochen hatte und den
Kolleg_innen  versprach  es  nicht  soweit  kommen zu  lassen.  Ein  weiteres
reformistisches Märchen und ein Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiter_innen
des öffentlichen Nahverkehrs.

Was tun?

Ausgefuchst  wie  wir  nun  mal  sind,  sammeln  wir  bereits  seit  Sommer
zusammen mit anderen Gruppen und den Verkehrsgewerkschaften EVG und
GDL Unterschriften für ein Volksbegehren. Ziel dessen soll die Erhaltung und
Sanierung des Betriebs sein, die nicht auf Kosten des Personals oder der
Fahrgäste gehen darf.

Daher unterstütze auch du das Volksbegehren “Berliner S-Bahn-Tisch” und
sammle Unterschriften.  Noch bis  Mitte Dezember haben wir  Zeit  20.000
Unterschriften zusammenzukriegen und wir  sind mit  bisher gesammelten
16.000 auf einem guten Weg. Also ran da!

Website: http://www.s-bahn-tisch.de/


